Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/5276 


09 . 02 . 2001 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
(19. Ausschuss) 


1) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 14/4731 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform und Verbesserung der Ausbildungs- 
förderung - Ausbildungsförderungsreformgesetz (AföRG) 


2) zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Cornelia Pieper, Jürgen W. 
Möllemann, Detlef Parr, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 
- Drucksache 14/2253 - 

Entwurf eines Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) 


A. Problem 

1. Die staatlichen Sozialleistungen für die Ausbildungsförderung sind seit An- 
fang der 90er Jahre kontinuierlich zurückgegangen. Während sie 1991 noch 
3,9 Mrd. DM betrugen, haben Bund und Länder im Jahre 1998 nur noch 2,3 
Mrd. DM für die Ausbildungsförderung zur Verfügung gestellt. 

Die Bundesregierung verfolgt mit dem vorgelegten Gesetzentwurf das Ziel, 
die Ausbildungsförderung durch eine grundlegende Reform nachhaltig zu 
verbessern und ihr dauerhaft eine solide Grundlage zu verschaffen. Der Ge- 
setzentwurf enthält neben erheblichen strukturellen Veränderungen die drin- 
gend notwendige massive Anhebung der Bedarfssätze und Freibeträge sowie 
die Anpassung der Flöchstbeträge nach § 21 Abs. 2 BAföG. 

Mit dem Entwurf werden gleichzeitig die Bedarfssätze und Freibeträge bei 
beruflicher Ausbildung im Arbeitsförderungsrecht nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB III) entsprechend angepasst und weitere Verbesse- 
rungen im BAföG, soweit sie übertragbar sind, mitvollzogen. Damit soll die 
gleichmäßige Entwicklung der Ausbildungsförderung für Schüler und Stu- 
denten sowie für Auszubildende in beruflicher Ausbildung und Berufsvorbe- 
reitung sichergestellt werden. 

2. Die Fraktion der F.D.R geht in ihrem Gesetzentwurf für ein umfassend refor- 
miertes BAföG von der Unterscheidung zwischen allgemeiner und individu- 
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eher Ausbildungsförderung aus. Die allgemeine Ausbildungsförderung in 
Form einer elternunabhängigen Grundförderung führt alle bisherigen an die 
Auszubildenden bzw. an ihre Unterhaltsverpflichteten direkt oder indirekt ge- 
währten staatlichen Leistungen zusammen. In einem derartigen Ausbildungs- 
geld sind die steuerlich zu berücksichtigenden Beträge wie das Kindergeld 
bzw. Kinderfreibetrag sowie der Ausbildungsfreibetrag eingeschlossen. 

Ergänzend zum Ausbildungsgeld ist eine individuelle Ausbildungsförderung 
durch eine Ausbildungshilfe vorgesehen, in der familien- und einkommens- 
abhängig weitere Aufstockungen entweder als Zuschuss oder als zinsloses 
Darlehen an den Auszubildenden geleistet werden. 

Das BAföG soll zukünftig in Form einer allgemeinen und individuellen Aus- 
bildungsförderung in „Drei Körben“ gewährt werden. Im „Ersten Korb“ ist 
eine eitern- und einkommensunabhängige Grundförderung in Form eines 
Ausbildungsgeldes in Flöhe von ca. 500 DM monatlich enthalten. Der 
„Zweite Korb“ besteht aus einer individuellen eitern- und einkommensab- 
hängigen Ausbildungshilfe in Form eines Zuschusses bis zu 350 DM. Aus 
dem „Dritten Korb“ kann eine ebenfalls eitern- und einkommensabhängige 
Ausbildungshilfe in Form eines unverzinslichen Darlehens bis zu 750 DM ge- 
währt werden. 


B. Lösung 

Die Zielsetzung des Gesetzes soll im Wesentlichen durch folgende Maßnahmen 
erreicht werden: 

- Änderung des Freibetragssystems 

- Anhebung der Bedarfssätze um durchschnittlich 6 %, Steigerung des Förde- 
rungshöchstsatzes von 1 030 DM auf 1 140 DM 

- Vollständige Vereinheitlichung aller Förderleistungen in den neuen und alten 
Bundesländern 

- Erhebliche Ausweitung der Auslandsförderung 

- Ausweitung der Förderungsmöglichkeiten für Master-Studiengänge 

- Begrenzung der Gesamtdarlehensbelastung durch Festsetzung einer Belas- 
tungsobergrenze von 20 TDM 

- Dauerhafte Regelung einer verlässlichen Flilfe zum Studienabschluss 

- Bedarfsgerechtere Förderungsverlängerung bei Studienverzögerungen we- 
gen der Pflege und Erziehung von Kindern 

- Vereinfachung und transparentere Gestaltung des BAföG 

- Zwischenanpassung der Freibeträge und Umstellung auf Euro. 

Annahme des Gesetzentwurfs - Drueksaehe 14/4731 - in der dureh den 
Aussehuss geänderten Fassung mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/Die GRÜNEN, CDU/CSU und PDS bei Enthaltung der 
Fraktion der F.D.P. 

Ablehnung des Gesetzentwurfs - Drueksaehe 14/2253 - mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS 
gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion der F.D.P. 


C. Alternativen 

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 14/2253 mit der Zusammenföh- 
rung aller ausbildungsbezogenen steuerlichen Entlastungen der Eltern zu einem 
einkommensunabhängigen einheitlichen Sockelförderbetrag als „Ausbildungs- 
geld“ an die Auszubildenden, ergänzt um eine individuelle familien- und ein- 
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kommensabhängige Ausbildungshilfe entweder als Zuschuss oder als zin s loses 
Darlehen an den Auszubildenden. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Die Mehrausgaben durch dieses Gesetz betragen im vollen Jahr der Wirkung 
2002 für den Bundeshaushalt 571 Mio. DM (darunter 540 Mio. DM für die 
Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz zuzüglich 22 Mio. 
DM für Zinszahlungen an die Deutsche Ausgleichsbank und 9 Mio. DM für die 
Leistungen nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz) und für den 
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 255 Mio. DM. Die Mehrausgaben der 
Länder betragen im gleichen Zeitraum 445,6 Mio. DM. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1) den Gesetzentwurf - Drucksache 14/4731 - in der aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2) den Gesetzentwurf- Drucksache 14/2253 - abzulehnen. 


Berlin, den 7. Februar 2001 


Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 


Ulrike Flach 

Brigitte Wimmer (Karlsruhe) 

Angelika Volquartz 

Vorsitzende 

B erichterstatterin 

B erichterstatterin 


Antje Hermenau 

Cornelia Pieper 


B erichterstatterin 

B erichterstatterin 


Maritta Böttcher 

B erichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Reform und Verbesserung der Ausbildungsförde- 
rung -Ausbildungsförderungsgesetz (AföRG) 

- Drucksache 14/4731 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenab- 
schätzung (19. Ausschuss) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Reform und 
Verbesserung der Ausbildungsförderung - 

Ausbildungsförderungsreformgesetz (AföRG) 

Der Bundestag hat (mit Zustimmung des Bundesrates) 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes in 2001 

Das Bundesausbildungsforderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 (BGBl. I S. 645, 
1680), zuletzt geändert durch ... , wird wie folgt geändert: 

1 . § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „im In- 
land“ gestrichen. 

bb) Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. im Rahmen der grenzüberschreitenden Zu- 
sammenarbeit einer deutschen und einer aus- 
ländischen Ausbildungsstätte die aufeinan- 
der aufbauenden Lehrveranstaltungen einer 
einheitlichen Ausbildung abwechselnd von 
der deutschen und der ausländischen Ausbil- 
dungsstätte angeboten werden oder“. 

cc) In Satz 1 wird nach Nummer 2 folgende Num- 
mer 3 eingefugt: 

„3. eine Ausbildung nach dem mindestens ein- 
jährigen Besuch einer inländischen Ausbil- 
dungsstätte an einer Ausbildungsstätte in ei- 
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
fortgesetzt wird“. 

dd) In Satz 3 werden nach der Angabe „sechs Mo- 
nate“ die Wörter „oder ein Semester“ eingefügt 
und die Angabe „drei Monate“ durch die Angabe 
„zwölf Wochen“ ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Wird im Zusammenhang mit dem Besuch einer 
im Inland gelegenen Höheren Fachschule, Aka- 
demie oder Hochschule oder mit dem nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nr. 3 geförderten Besuch einer in 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Reform und 
Verbesserung der Ausbildungsförderung - 
Ausbildungsförderungsreformgesetz (AföRG) 

Der Bundestag hat (mit Zustimmung des Bundesrates) 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes in 2001 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 (BGBl. I S. 645, 
1680), zuletzt geändert durch ... , wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ge- 
legenen vergleichbaren Ausbildungsstätte ein 
Praktikum gefordert, so wird für die Teilnahme 
an einem Praktikum im Ausland Ausbildungs- 
fdrderung nur geleistet, wenn die Ausbildungs- 
stätte oder die zuständige Prüfungsstelle aner- 
kennt, dass diese fachpraktische Ausbildung den 
Anforderungen der Prüfungsordnung an die 
Praktikantenstelle genügt, und ausreichende 
Sprachkenntnisse vorhanden sind.“ 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „drei Monate“ durch 
die Angabe „zwölf Wochen“ ersetzt. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz la wird wie folgt gefasst: 

„(la) Für einen Master- oder Magisterstudiengang 
im Sinne des § 19 des Hochschulrahmengesetzes 
oder für einen postgradualen Diplomstudiengang im 
Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des Hochschulrah- 
mengesetzes sowie für vergleichbare Studiengänge in 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union wird Aus- 
bildungsforderung geleistet, wenn 

1 . er auf einem Bachelor- oder Bakkalaureusstudi- 
engang aufbaut und diesen in derselben Fach- 
richtung oder in einem für den angestrebten Be- 
ruf besonders förderlichen Maß ergänzt und 

2. der Auszubildende außer dem Bachelor- oder 
Bakkalaureusstudiengang noch keinen Studien- 
gang abgeschlossen hat. 

Für nach Satz 1 forderungsfähige Ausbildungen fin- 
det Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bei Ausbildungsabbrüchen 
und Fachrichtungswechseln nach dem 31. März 2001 
keine Anwendung.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Für Auszubildende, die die abgebrochene 
Ausbildung oder die Ausbildung in der dem Fach- 
richtungswechsel vorausgegangenen Fachrichtung 
vor dem 1. August 1996 begonnen haben, findet § 7 
Abs. 3 Satz 1 in der am 31. Juli 1996 geltenden Fas- 
sung Anwendung.“ 

3. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. ,heimatlosen Ausländem im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet in der im Bundesgesetzblatt 
Teil 111, Gliedemngsnummer 243-1, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 9. Juli 1990 
(BGBl. I S. 1354),“. 

b) ln Nummer 4 werden die Wörter „zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. Juli 1990 
(BGBl. 1 S. 1354)“ ersetzt durch die Wörter „das zu- 
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Oktober 
1997 (BGBl. 1 S. 2584) geändert worden ist“. 

c) ln Nummer 6 werden nach dem Wort ,,ElternteU“ die 
Wörter ,, oder der Ehegatte “ eingefügt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz la wird wie folgt gefasst: 

„(la) Für einen Master- oder Magisterstudiengang 
im Sinne des § 19 des Hochschulrahmengesetzes 
oder für einen postgradualen Diplomstudiengang im 
Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des Hochschulrah- 
mengesetzes sowie für vergleichbare Studiengänge in 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union wird Aus- 
bildungsförderang geleistet, wenn 

1 . er auf einem Bachelor- oder Bakkalaureusstudi- 
engang aufbaut und 


2. der Auszubildende außer dem Bachelor- oder 
Bakkalaureusstudiengang noch keinen Studien- 
gang abgeschlossen hat. 

Für nach Satz 1 fördemngsfähige Ausbildungen fin- 
det Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bei Ausbildungsabbrüchen 
und Fachrichtungswechseln nach dem 31. März 2001 
keine Anwendung.“ 

b) unverändert 


3. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer eingefügt: 
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4. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 1. Halbsatz wird wie folgt gefasst: 

„Auf den Bedarf sind nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften Einkommen und Vermögen des Auszu- 
bildenden sowie Einkommen seines Ehegatten und 
seiner Eltern in dieser Reihenfolge anzurechnen;“. 

b) In Absatz 2a und 3 Satz 1 werden die Wörter „Ein- 
kommen und Vermögen der Eltern bleiben“ jeweils 
ersetzt durch die Wörter „Einkommen der Eltern 
bleibt“. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 3 wird das Komma durch das Wort 
„oder“ ersetzt. 

bb) In Satz 1 Nr. 4 wird das Wort „oder“ durch einen 
Punkt ersetzt. 

cc) Satz 1 Nr. 5 und Satz 3 werden aufgehoben. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Ist Einkommen des Ehegatten, der Eltern oder 
eines Eltemteils außer auf den Bedarf des An- 
tragstellers auch auf den anderer Auszubildender 
anzurechnen, die in einer Ausbildung stehen, die 
nach diesem Gesetz oder nach § 59 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch gefördert werden 
kann, so wird es zu gleichen Teilen angerechnet. 
Dabei sind auch die Kinder des Einkommensbe- 
ziehers zu berücksichtigen, die Ausbildungsfor- 
derung ohne Anrechnung des Einkommens der 
Eltern erhalten können und nicht ein Abendgym- 
nasium oder Kolleg besuchen oder bei Beginn 
der Ausbildung das 30. Lebensjahr vollendet 
haben. Nicht zu berücksichtigen sind Auszubil- 
dende, die eine Universität der Bundeswehr oder 
Verwaltungsfachhochschule besuchen.“ 

bb) In dem neuen Satz 4 wird das Wort „dabei“ er- 
setzt durch die Wörter „ bei dieser Aufteilung des 
anrechenbaren Einkommens 

5. In § 12 werden die Absätze 1 und 2 durch folgende Ab- 
sätze 1 bis 3 ersetzt: 

„(1) Als monatlicher Bedarf gelten für Schüler 

1. von Berufsfachschulen und Fachschulklassen, deren 
Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht 
voraussetzt, 375 DM, 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

„6. Ausländern, die ihren gewöhnliehen Aufent- 
halt im Inland haben nnd bei denen festge- 
stellt ist, dass Absehiebnngssehntz naeh § 51 
Abs. 1 des Ansländergesetzes besteht,“ 

d) Nummer 6 wird Nummer 7 und wie folgt geän- 
dert: 

Nach dem Wort „Elternteil“ werden die Wörter „oder 
der Ehegatte“ eingefügt. 

e) Nummer 7 und 8 werden Nnmmer 8 und 9. 

4. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Ist Einkommen des Ehegatten, der Eltern 
oder eines Eltemteils außer auf den Bedarf des 
Antragstellers auch auf den anderer Auszubil- 
dender anzurechnen, die in einer Ausbildung ste- 
hen, die nach diesem Gesetz oder nach § 59 des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch gefördert wer- 
den kann, so wird es zu gleichen Teilen ange- 
rechnet. Dabei sind auch die Kinder des Ein- 
kommensbeziehers zu berücksichtigen, die 
Ausbildungsfördemng ohne Anrechnung des 
Einkommens der Eltern erhalten können und 
nicht ein Abendgymnasium oder Kolleg besu- 
chen oder bei Beginn der Ausbildung das 30. Le- 
bensjahr vollendet haben. Nicht zu berücksichti- 
gen sind Auszubildende, die eine Universität der 
Bundeswehr oder Verwaltungsfachhochschule 
besuchen.“ 


5. In § 12 werden die Absätze 1 und 2 durch folgende Ab- 
sätze 1 bis 3 ersetzt: 

„(1) Als monatlicher Bedarf gelten für Schüler 

1. von Bemfsfachschulen und Fachschulklassen, deren 
Besuch eine abgeschlossene Berafsausbildung nicht 
voraussetzt, 375 DM, 
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2. von Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, 

Abendrealschulen und von Fachoberschulklassen, 
deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung 
voraussetzt, 680 DM. 

(2) Als monatlicher Bedarf gelten, wenn der Auszu- 
bildende nicht bei seinen Eltern wohnt, für Schüler 

1 . von weiterführenden allgemeinbildenden Schulen 

und Berufsfachschulen sowie von Fach- und Facho- 
berschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene 
Berufsausbildung nicht voraussetzt, 680 DM, 

2. von Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, 

Abendrealschulen und von Fachoberschulklassen, 
deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung 
voraussetzt, 815 DM. 

Satz 1 Nr. 1 gilt nur, wenn die Voraussetzungen des § 2 
Abs. la Satz 1 oder einer nach § 2 Abs. la Satz 2 erlas- 
senen Verordnung erfüllt sind. 

(3) Soweit Mietkosten für Unterkunft und Nebenkos- 
ten nachweislich einen Betrag von 1 00 DM übersteigen, 
erhöht sich der Bedarf nach Absatz 2 um bis zu monat- 
lich 90 DM.“ 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden ersetzt die Zahl „570“ durch die 
Zahl „605“ und die Zahl „615“ durch die Zahl „650“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Bedarfe nach Absatz 1 erhöhen sich für die 
Unterkunft, wenn der Auszubildende 

1 . bei seinen Eltern wohnt, um monatlich 85 DM, 

2. nicht bei seinen Eltern wohnt, um monatlich 

260 DM.“ 

c) Absatz 2a wird aufgehoben. 

d) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Soweit Mietkosten für Unterkunft und Nebenkos- 
ten nachweislich den Betrag nach Absatz 2 Nr. 2 über- 
steigen, erhöht sich der dort genannte Bedarf um bis zu 
monatlich 90 DM.“ 


7. § 13a wird wie folgt gefasst: 

„Kranken- und Pflegeversicherungszuschlag 

(1) Für Auszubildende, die ausschließlich beitrags- 
pflichtig versichert sind 

1 . in der gesetzlichen Krankenversicherung oder 

2. bei einem Krankenversicherungsuntemehmen, das 
die in § 257 Abs. 2a und 2b des Fünften Buches Sozi- 
algesetzbuch genannten Voraussetzungen erfüllt, und 
aus dieser Versicherung Leistungen beanspruchen 
können, die der Art nach den Leistungen des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme des Kran- 
ken- und Mutterschaftsgeldes entsprechen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

2. von Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, 

Abendrealschulen und von Fachoberschulklassen, 
deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung 
voraussetzt, 680 DM. 

(2) Als monatlicher Bedarf gelten, wenn der Auszu- 
bildende nicht bei seinen Eltern wohnt, für Schüler 

1. von weiterführenden allgemeinbildenden Schulen 

und Berufsfachschulen sowie von Fach- und Fach- 
oberschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene 
Berufsausbildung nicht voraussetzt, 680 DM, 

2. von Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, 

Abendrealschulen und von Fachoberschulklassen, 
deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung 
voraussetzt, 815 DM. 

Satz 1 Nr. 1 gilt nur, wenn die Voraussetzungen des § 2 
Abs. la Satz 1 oder einer nach § 2 Abs. la Satz 2 erlas- 
senen Verordnung erfüllt sind. 

(3) Soweit Mietkosten für Unterkunft und Nebenkos- 
ten nachweislich einen Betrag von 100 DM übersteigen, 
erhöht sich der Bedarf nach Absatz 2 um bis zu monat- 
lich 125 DM.“ 

6. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 

d) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Soweit Mietkosten für Unterkunft und Nebenkos- 
ten nachweislich den Betrag nach Absatz 2 Nr. 2 über- 
steigen, erhöht sich der dort genannte Bedarf um bis zu 
monatlich 125 DM. Satz 1 findet keine Anwendung, 
wenn bei Auslandsausbildungen bei dem Bedarf ein 
Zu- oder Abschlag nach Maßgabe des Absatzes 4 
vorgenommen wird.“ 

7. § 13a wird wie folgt gefasst: 

„§ 13a 

Kranken- und Pflegeversicherungszuschlag 

(1) Für Auszubildende, die ausschließlich beitrags- 
pflichtig versichert sind 

1 . in der gesetzlichen Krankenversicherung oder 

2. bei einem Krankenversicherungsunternehmen, das 
die in § 257 Abs. 2a und 2b des Fünften Buches Sozi- 
algesetzbuch genannten Voraussetzungen erfüllt, und 
aus dieser Versicherung Leistungen beanspruchen 
können, die der Art nach den Leistungen des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme des Kran- 
ken- und Mutterschaftsgeldes entsprechen. 
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erhöht sich der Bedarf um monatlich 90 DM. Sind die 
in Satz 1 Nr. 2 genannten Vertragsleistungen auf einen 
bestimmten Anteil der erstattungsfähigen Kosten be- 
grenzt, erhöht sich der Bedarf stattdessen um die nach- 
gewiesenen Krankenversicherungskosten, höchstens 
aber um den in Satz 1 genannten Betrag. Von den nach- 
gewiesenen Kosten werden nur neun Zehntel berück- 
sichtigt, wenn die Vertragsleistungen auch gesondert 
berechenbare Unterkunft und wahlärztliche Leistungen 
bei stationärer Krankenhausbehandlung umfassen. 
Maßgebend sind die Kosten im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung. 

(2) Für Auszubildende, die ausschließlich beitrags- 
pflichtig 

1 . in der sozialen Pflegeversicherung oder 

2. bei einem privaten Versicherungsuntemehmen, das 
die in § 61 Abs. 6 des Elften Buches Sozialgesetz- 
buch genannten Voraussetzungen erfüllt, nach § 23 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

versichert sind, erhöht sich der Bedarf um monatlich 
15 DM.“ 

8. In § 14a Satz 1 wird die Angabe „§ 13 Abs. 1 bis 2a“ 
ersetzt durch die Angabe „§ 13 Abs. 1 und 2“. 

9. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Ausbildungsforderung wird für die Dauer der Aus- 
bildung - einschließlich der Unterrichts- und vorle- 
sungsfreien Zeit - geleistet, bei Studiengängen je- 
doch grundsätzlich nur bis zum Ende der 
Förderungshöchstdauer nach § 15a.“ 

b) In Absatz 3 Nr. 5 wird das Wort „fünf“ durch das 
Wort „zehn“ ersetzt. 

c) Absatz 3a wird wie folgt gefasst: 

„(3a) Auszubildenden an Hochschulen, die sich in 
einem in sich selbständigen Studiengang befinden, 
wird als Hilfe zum Studienabschluss für höchstens 
zwölf Monate Ausbildungsförderung auch nach dem 
Ende der Förderungshöchstdauer oder der Förderungs- 
dauer nach Absatz 3 Nr. 1, 3 oder 5 geleistet, wenn der 
Auszubildende spätestens innerhalb von vier Semes- 
tern nach diesem Zeitpunkt zur Abschlussprüfung zu- 
gelassen worden ist und die Prüfungsstelle bescheinigt, 
dass er die Ausbildung innerhalb der Abschlusshilfe- 
dauer abschließen kann. Ist eine Abschlussprüfung 
nicht vorgesehen, gilt Satz 1 unter der Voraussetzung, 
dass der Auszubildende eine Bestätigung der Ausbil- 
dungsstätte darüber vorlegt, dass er die Ausbildung in- 
nerhalb der Abschlusshilfedauer abschließen kann.“ 

d) Absatz 4 wird aufgehoben. 

10. § 15a wird wie folgt gefasst: 

„§ 15a 

F örderungshöchstdauer 

(1) Die Förderungshöchstdauer entspricht der Re- 
gelstudienzeit nach § 10 Abs. 2 des Hochschulrahmen- 
gesetzes oder einer vergleichbaren Festsetzung. Ist 
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erhöht sich der Bedarf um monatlich 90 DM. Sind die 
in Satz 1 Nr. 2 genannten Vertragsleistungen auf einen 
bestimmten Anteil der erstattungsfähigen Kosten be- 
grenzt, erhöht sich der Bedarf stattdessen um die nach- 
gewiesenen Krankenversicherungskosten, höchstens 
aber um den in Satz 1 genannten Betrag. Von den nach- 
gewiesenen Kosten werden nur neun Zehntel berück- 
sichtigt, wenn die Vertragsleistungen auch gesondert 
berechenbare Unterkunft und wahlärztliche Leistungen 
bei stationärer Krankenhausbehandlung umfassen. 
Maßgebend sind die Kosten im Zeitpunkt der Antrag- 
Stellung. 

(2) Für Auszubildende, die ausschließlich beitrags- 
pflichtig 

1 . in der sozialen Ptlegeversicherung oder 

2. bei einem privaten Versicherungsuntemehmen, das 
die in § 61 Abs. 6 des Elften Buches Sozialgesetz- 
buch genannten Voraussetzungen erfüllt, nach § 23 
des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

versichert sind, erhöht sich der Bedarf um monatlich 
15 DM.“ 

8. unverändert 

9. unverändert 


10. unverändert 
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eine Regelstudienzeit oder vergleichbare Festsetzung 
nicht vorgesehen, beträgt die Förderungshöchstdauer, 
einschließlich Prüfungs- und praktischer Studienzei- 
ten, 

1. bei Universitäts- und vergleichbaren Studiengän- 

gen, mit Ausnahme der in Nummer 3 und 4 genann- 
ten Studiengänge, 9 Semester, 

2. bei Fachhochschul- und vergleichbaren Studien- 
gängen, mit Ausnahme der in Nummer 3 und 4 ge- 
nannten Studiengänge, 

a) ohne Praxiszeiten 7 Semester, 

b) mit Praxiszeiten 8 Semester, 

3. bei Zusatz-, Ergänzungs- und Aufbaustudiengän- 
gen 2 Semester, 

4. bei Lehramts Studiengängen für die Primarstufe und 

die Sekundarstufe 1 7 Semester. 

(2) Auf die Förderungshöchstdauer sind anzurech- 
nen 

1. Zeiten, die der Auszubildende vor Förderungsbe- 
ginn in der zu fordernden Ausbildung verbracht hat, 

2. Zeiten, die durch die zuständige Stelle auf Grund 
einer vorangegangenen Ausbildung oder beruf- 
spraktischen Tätigkeit oder eines vorangegangenen 
Praktikums für die zu fördernde Ausbildung aner- 
kannt werden. 

Zeiten, in denen der Auszubildende eine Teilzeitausbil- 
dung durchgeführt hat, sind in Vollzeitausbildungszei- 
ten umzurechnen. Legt der Auszubildende eine Aner- 
kennungsentscheidung im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 
nicht vor, setzt das Amt für Ausbildungsförderung die 
anzurechnenden Zeiten unter Berücksichtigung der je- 
weiligen Studien- und Prüfungsordnungen sowie der 
Umstände des Einzelfalles fest. Weicht eine spätere 
Anerkennungsentscheidung der zuständigen Stelle von 
der Festsetzung nach Satz 3 ab, so ist sie zu berück- 
sichtigen, wenn der Auszubildende nachweist, dass er 
den Antrag auf Anerkennung zu dem für ihn frühest- 
möglichen Zeitpunkt gestellt hat. 

(3) Setzt ein Studiengang Sprachkenntnisse über die 
Sprachen Deutsch, Englisch, Französisch oder Latein 
hinaus voraus und werden diese Kenntnisse von dem 
Auszubildenden während des Besuchs der Hochschule 
erworben, verlängert sich die Förderungshöchstdauer 
für jede Sprache um ein Semester. Satz 1 gilt für Aus- 
zubildende, die die Hochschulzugangsberechtigung 
vor dem 1 . Oktober 200 1 in dem in Artikel 3 des Eini- 
gungsvertrages genannten Gebiet erworben haben, mit 
der Maßgabe, dass auch der Erwerb erforderlicher La- 
teinkenntnisse während des Besuchs der Hochschule 
zu einer Verlängerung der Förderungshöchstdauer 
führt. 

(4) Die Förderungshöchstdauer einer vor dem 
1. April 2001 begonnenen und noch nicht abgeschlos- 
senen Ausbildung wird nach den Vorschriften be- 
stimmt, die bis zu diesem Zeitpunkt galten, sofern dies 
für den Auszubildenden günstiger ist.“ 
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11. § 16 wird wie folgt geändert: 11. unverändert 

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 5 Abs. 2 
oder 5“ ersetzt durch die Angabe „§ 5 Abs. 2 Nr. 1 
oder Abs. 5“. 


b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1, Abs. 2 
Nr. 2 und Abs. 3“ ersetzt durch die Angabe 
„§ 5 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 und 3 sowie Abs. 3“. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

12. § 17 wird wie folgt geändert: 12. unverändert 

a) ln Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt am Satzende 
durch ein Komma ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„das für Ausbildungsabschnitte, die nach dem 
28. Februar 2001 beginnen, höchstens bis zu einem 
Gesamtbetrag von 20 000 DM zurückzuzahlen ist.“ 

b) ln Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 wird die Angabe „§ 15 
Abs. 3 Nr. 4 und Abs. 3a“ ersetzt durch die Angabe 
„§ 15 Abs. 3a“. 

13. § 18 Abs. 5c Satz 2 wird aufgehoben. 13. unverändert 

14. § 18a wird wie folgt geändert: 14. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird die Zahl „1 565“ ersetzt durch 
die Zahl „1 840“. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der in Satz 1 bezeichnete Betrag erhöht sich 
für 

1 . den Ehegatten um 920 DM, 

2. jedes Kind des Darlehensnehmers um 

830 DM, 

wenn sie nicht in einer Ausbildung stehen, die 
nach diesem Gesetz oder nach § 59 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch gefordert werden 
kann.“ 


b) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

15. § 18b wird wie folgt geändert: 15. unverändert 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Absatz 1 Satz 2, 3 Buchstabe a und b, 6 und 7 
findet entsprechende Anwendung.“ 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Auszubildende, die ihre Abschlussprüfung an 
einer im Ausland gelegenen Ausbildungsstätte 
bestanden haben, erhalten den Teilerlass nicht. 

Abweichend von Satz 4 wird den dort bezeich- 
neten Auszubildenden auf Antrag der Teiler- 
lass nach Maßgabe der bis zum 31. März 2001 
geltenden Fassung dieses Absatzes gewährt, 
wenn sie die nach § 5 Abs. 1, 3 oder § 6 forde- 
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rungsfähige Ausbildung vor dem 1 . April 200 1 
aufgenommen haben.“ 

b) ln Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Rückwirkend erfolgt der Erlass für längstens vier 
Monate vor dem Antragsmonat.“ 

16. § 18c Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 16. unverändert 

„(3) Als Zinssatz für den jeweiligen Darlehensge- 
samtbetrag gilt - vorbehaltlich des Gleichbleibens der 
Rechtslage - ab 1. April und 1. Oktober jeweils für ein 
halbes Jahr die Euro Interbank Offered Rate für die Be- 
schaffung von Ein- bis Zwölfmonatsgeld von ersten 
Adressen in den Teilnehmerstaaten der Europäischen 
Währungsunion (EURIBOR) mit einer Laufzeit von 
sechs Monaten zuzüglich eines Aufschlags von eins 
vom Hundert. Falls die in Satz 1 genannten Termine 
nicht auf einen Tag fallen, an dem ein EURIBOR-Satz 
ermittelt wird, so gilt der nächste festgelegte 
EURIBOR-Satz.“ 


17. § 21 wird wie folgt geändert: 17. unverändert 

a) ln Absatz 1 Satz 4 werden die Wörter „Eltern, die 
nicht geschieden sind oder dauernd getrennt leben,“ 
ersetzt durch die Wörter „miteinander verheirateten 
Eltern, wenn sie nicht dauernd getrennt leben,“. 

b) ln Absatz 2 werden ersetzt 

- die Zahl „22,1“ durch die Zahl „21,5“, 

- die Zahl „20 300“ durch die Zahl „20 200“, 

- die Zahl „13“ jeweils durch die Zahl „12,9“, 

- die Zahl „9 800“ jeweils durch die Zahl „9 900“, 

- die Zahl „36,1“ durch die Zahl „35“ und 

- die Zahl „32 600“ durch die Zahl „32 200“. 

c) Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 und Satz 3 werden aufgeho- 
ben. 

18. § 23 wird wie folgt geändert: 18. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) unverändert 

aa) ln Satz 1 werden ersetzt 

- die Zahl „200“ durch die Zahl „2 15“, 

- die Zahl „275“ durch die Zahl „295“, 

- die Zahl „385“ durch die Zahl „410“, 

- die Zahl „675“ durch die Zahl „920“ und 

- die Zahl „600“ durch die Zahl „830“. 

bb) ln Satz 1 Nr. 2 wird der Halbsatz „, es sei denn, 
er befindet sich in einer nach diesem Gesetz 
oder § 59 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
förderungsfähigen Ausbildung“ gestrichen. 

cc) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 Nr. 2 und 3 findet keine Anwendung 
auf Ehegatten und Kinder, die in einer Ausbil- 
dung stehen, die nach diesem Gesetz oder nach 
§ 59 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch ge- 
fördert werden kann.“ 


Ausschusses 
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b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 1 werden ersetzt 

- die Zahl „275“ durch die Zahl „295“ und 

- die Zahl „200“ durch die Zahl „2 15“. 
bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

19. ln § 24 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 3 wird jeweils 
nach dem Wort „insoweit“ die Angabe außer in den 
Fällen des § 18c eingefiigt. 

20. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Es bleiben monatlich anrechnungsfrei 

1 . vom Einkommen der miteinander verheirateten 
Eltern, wenn sie nicht dauernd getrennt leben 

2 760 DM, 

2. vom Einkommen jedes Eltemteils in sonstigen 

Fällen sowie vom Einkommen des Ehegatten 
des Auszubildenden je 1 840 DM.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Freibeträge des Absatzes 1 erhöhen sich 

1. für den nicht in Eltem-Kind-Beziehung zum 

Auszubildenden stehenden Ehegatten des Ein- 
kommensbeziehers um 920 DM, 

2. für Kinder des Einkommensbeziehers sowie für 

weitere dem Einkommensbezieher gegenüber 
nach dem bürgerlichen Recht Unterhaltsberech- 
tigte um je 830 DM, 

wenn sie nicht in einer Ausbildung stehen, die nach 
diesem Gesetz oder nach § 59 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch gefordert werden kann. Die Frei- 
beträge nach Satz 1 mindern sich um das Einkom- 
men des Ehegatten, des Kindes oder des sonstigen 
Unterhaltsberechtigten.“ 

21. § 25a wird aufgehoben. 

22. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 


23. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „und Vermögens“ 
gestrichen. 

bb) Satz 2 bis 4 werden aufgehoben. 
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b) In Absatz 2 wird die Angabe „nach Absatz 1 Nr. 
2 nnd Satz 2 sowie nach Absatz 1 Nr. 3“ durch 
die Angabe „nach Absatz 1 Nr. 2 und 3“ ersetzt. 

c) unverändert 


19. unverändert 


20. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Es bleiben monatlich anrechnungsfrei 

1 . vom Einkommen der miteinander verheirateten 
Eltern, wenn sie nicht dauernd getrennt leben, 

2 760 DM, 

2. vom Einkommen jedes Eltemteils in sonstigen 

Fällen sowie vom Einkommen des Ehegatten 
des Auszubildenden je 1 840 DM.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Freibeträge des Absatzes 1 erhöhen sich 

1. für den nicht in Eltem-Kind-Beziehung zum 

Auszubildenden stehenden Ehegatten des Ein- 
kommensbeziehers um 920 DM, 

2. für Kinder des Einkommensbeziehers sowie für 

weitere dem Einkommensbezieher gegenüber 
nach dem bürgerlichen Recht Unterhaltsberech- 
tigte um je 830 DM, 

wenn sie nicht in einer Ausbildung stehen, die nach 
diesem Gesetz oder nach § 59 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch gefördert werden kann. Die Frei- 
beträge nach Satz 1 mindern sich um das Einkom- 
men des Ehegatten, des Kindes oder des sonstigen 
U nterhaltsberechtigten. ‘ ‘ 

21. unverändert 

22. unverändert 


22a. In § 29 Abs. I werden ersetzt 

- die Zahl „6 000“ durch die Zahl „10 000“ und 

- die Zahl „2 000“ jeweils durch die Zahl „3 500“. 

23. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und Vermögens“ 
gestrichen. 

bb) Satz 2 bis 4 werden aufgehoben. 
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b) ln Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter „und 
Vermögens“ sowie die Wörter „und Vermögen“ ge- 
strichen und das Wort „können“ durch das Wort 
„kann“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„Ausbildungsförderung wird nicht vorausgeleistet, 
soweit die Eltern bereit sind, Unterhalt entspre- 
chend einer gemäß § 1612 Abs. 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches getroffenen Bestimmung zu leisten.“ 

24. ln § 37 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „und Vermö- 
gen“ gestrichen. 

25. ln § 39 Abs. 4 werden die Wörter „Das Bundesminis- 
terium für Bildung und Forschung“ durch die Wörter 
„Die Bundesregierung“ ersetzt. 


26. ln § 46 Abs. 3 werden die Wörter „das Bundesministe- 
rium für Bildung und Forschung“ durch die Wörter 
„die Bundesregierung“ ersetzt. 

27. ln § 48 Abs. 4 wird die Angabe „§ 5 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 
2 und Abs. 3“ ersetzt durch die Angabe „§ 5 Abs. 1, 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 sowie Abs. 3“. 

28. § 5 1 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Nicht geleistet werden monatliche Forderungs- 
beträge unter 20 DM.“ 

29. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 2 wird am Ende das Wort „oder“ 
durch ein Semikolon ersetzt. 

bb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a 
eingefügt: 

„2a. entgegen § 47 Abs. 3 das Amt für Ausbil- 
dungsforderung nicht oder nicht rechtzei- 
tig unterrichtet oder“. 

b) ln Absatz 3 werden die Wörter „in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 und 2“ durch die Wörter „in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2 und 2a“ ersetzt. “ 

30. § 65 Abs. 1 Nr. 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. dem Häftlingshilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBl. 1 S. 838), 
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b) ln Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Wörter „und 
Vermögens“ sowie die Wörter „und Vermögen“ ge- 
strichen und das Wort „können“ durch das Wort 
„kann“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Ausbildungsforderung wird nicht vorausge- 
leistet, soweit die Eltern bereit sind, Unterhalt ent- 
sprechend einer gemäß § 1612 Abs. 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuches getroffenen Bestimmung zu 
leisten.“ 

24. unverändert 

25. unverändert 


25a. Dem § 40 Abs. 2 Satz 1 wird folgender Halbsatz 
angefügt: 

diesen kann auch die Zuständigkeit für andere 
Auszubildende übertragen werden, die Ausbil- 
dungsförderung wie Studierende an Hochschulen 
erhalten.“ 

25b. § 45 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Länder können bestimmen, dass das an einer 
staatlichen Hochschule errichtete Amt für Ausbil- 
dungsförderung auch zuständig ist für Auszubil- 
dende, die an anderen Hochschulen immatrikuliert 
sind, und andere Auszubildende, die Ausbildungs- 
förderung wie Studierende an Hochschulen erhal- 
ten.“ 

26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 


29. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 2 wird am Ende das Wort „oder“ 
durch ein Semikolon ersetzt. 

bb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a 
eingefügt: 

„2a. entgegen § 47 Abs. 3 das Amt für Ausbil- 
dungsförderung nicht oder nicht rechtzei- 
tig unterrichtet oder“. 

b) ln Absatz 3 werden die Wörter „in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 und 2“ durch die Wörter „in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1,2 und 2a“ ersetzt. 

30. unverändert 
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zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
17. Dezember 1999 (BGBl. 1 S. 2662)“. 

31. § 66a wird wie folgt gefasst: 


„Für Bewilligungszeiträume, die vor dem 1. April 
2001 begonnen haben und noch nicht abgeschlossen 
sind, wird die Höhe des Förderungsbetrages nach den 
Vorschriften bestimmt, die bis zum 1. April 2001 gal- 
ten, sofern diese für den Auszubildenden günstiger 
sind.“ 
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31. § 66a wird wie folgt gefasst: 

„§ 66a 

Übergangsvorschrift 

Für Bewilligungszeiträume, die vor dem 1. April 2001 
begonnen haben und noch nicht abgeschlossen sind, 
wird die Höhe des Förderungsbetrages nach den Vor- 
schriften bestimmt, die bis zum 1. April 2001 galten, 
sofern diese für den Auszubildenden günstiger sind.“ 


Artikel 2 

Änderung des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes in 2002 

Das Bundesausbildungsforderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 (BGBl. 1 S. 645, 
1680), zuletzt geändert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, 
wird wie folgt geändert: 

1 . § 12 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden ersetzt 

- die Angabe „375 DM“ durch die Angabe 

„192 Euro“ und 

- die Angabe „680 DM“ durch die Angabe 

„348 Euro“. 

b) ln Absatz 2 werden ersetzt 

- die Angabe „680 DM“ durch die Angabe 

„348 Euro“ und 

- die Angabe „815 DM“ durch die Angabe 

„417 Euro“. 

c) ln Absatz 3 werden ersetzt 

- die Angabe „100 DM“ durch die Angabe 

„52 Euro“ und 

- die Angabe „90 DM“ durch die Angabe 

„47 Euro“. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden ersetzt 

- die Angabe „605 DM“ durch die Angabe 

„310 Euro“ und 

- die Angabe „650 DM“ durch die Angabe 

„333 Euro“. 

b) ln Absatz 2 werden ersetzt 

- die Angabe „85 DM“ durch die Angabe 

„44 Euro“ und 

- die Angabe „260 DM“ durch die Angabe 

„133 Euro“. 

c) ln Absatz 3 wird die Angabe „90 DM“ durch die 

Angabe „47 Euro“ ersetzt. 

3. § 13a wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird die Angabe „90 DM“ durch die 

Angabe „47 Euro“ ersetzt. 


Artikel 2 

Änderung des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes in 2002 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 (BGBl. 1 S. 645, 
1680), zuletzt geändert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 12 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) ln Absatz 3 werden ersetzt 


die Angabe 
„52 Euro“ und 

„100 DM“ 

durch 

die 

Angabe 

die Angabe 
„64 Euro“. 

„125 DM“ 

durch 

die 

Angabe 


2. § 13 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) ln Absatz 3 wird die Angabe „125 DM“ durch die 
Angabe „64 Euro“ ersetzt. 

3. unverändert 
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b) ln Absatz 2 wird die Angabe „15 DM“ durch die 
Angabe „8 Euro“ ersetzt. 

4. ln § 17 Abs. 2 Satz 1 wird die „Angabe 20 000 DM“ 
durch die Angabe „10 000 Euro“ ersetzt. 

5. ln § 18 Abs. 3 wird die Angabe „200 DM“ durch die 
Angabe „105 Euro“ ersetzt. 

6. ln § 18a Abs. 1 werden ersetzt 


- die Angabe 
„960 Euro“, 

„1 840 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 

- die Angabe 
„480 Euro“, 

„920 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 

- die Angabe 
„435 Euro“, 

„830 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 

- die Angabe 
„175 Euro“, 

„335 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 

- die Angabe 
„85 Euro“. 

„165 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 

ln § 18b Abs. 3 werden ersetzt 




- die Angabe 
„2 560 Euro“ 

„5 000 
und 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 

- die Angabe 
„1 025 Euro“. 

„2 000 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 


8. § 18c wird wie folgt geändert: 

a) ln den Absätzen 6 und 7 wird jeweils die Angabe 
„200 DM“ durch die Angabe „105 Euro“ ersetzt. 

b) ln Absatz 9 werden ersetzt 

- die Angabe „tausend Deutschen Mark“ durch 
die Angabe „500 Euro“ und 

- die Angabe „viertausend Deutschen Mark“ 
durch die Angabe „2 000 Euro“. 

9. ln § 21 Abs. 2 werden ersetzt 

- die Angabe „20 200 DM“ durch die Angabe 
„10 400 Euro“, 

- die Angabe „9 900 DM“ jeweils durch die Angabe 
„5 100 Euro“ und 

- die Angabe „32 200 DM“ durch die Angabe 
„16 500 Euro“. 

10. § 23 wird wie folgt geändert: 
a) ln Absatz 1 werden ersetzt 


die Angabe 
„112 Euro“, 

„215 DM“ 

durch 

die 

Angabe 

die Angabe 
„153 Euro“, 

„295 DM“ 

durch 

die 

Angabe 

die Angabe 
„215 Euro“, 

„410 DM“ 

durch 

die 

Angabe 

die Angabe „920 DM“ 
„480 Euro“ und 

durch 

die 

Angabe 

die Angabe 
„435 Euro“. 

„830 DM“ 

durch 

die 

Angabe 


b) ln Absatz 4 werden ersetzt 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


4. unverändert 

5. unverändert 

6. ln § 18a Abs. 1 werden ersetzt 


die Angabe 
„960 Euro“, 

„1 840 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 

die Angabe 
„480 Euro“, 

„920 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 

die Angabe 
„435 Euro“, 

„830 

DM“ 

durch 

die 

Angabe 


- die Angabe „335 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „175 Euro“, 

- die Angabe „165 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „85 Euro“. 

7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 
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- die Angabe „295 DM“ durch die Angabe 

„153 Euro“ und 

- die Angabe „215 DM“ durch die Angabe 

„112 Euro“. 

c) ln Absatz 5 wird die Angabe „400 DM“ durch die 
Angabe „205 Euro“ ersetzt. 

11. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden ersetzt 

- die Angabe „2 760 DM“ durch die Angabe 
„1 440 Euro“ und 

- die Angabe „1 840 DM“ durch die Angabe 
„960 Euro“. 

b) ln Absatz 3 werden ersetzt 

die Angabe „920 DM“ durch die Angabe „480 Euro“ und 
die Angabe „830 DM“ durch die Angabe „435 Euro“. 

12. ln § 29 Abs. 1 werden ersetzt 

- die Angabe „6 000 DM“ durch die Angabe 
„5 100 Euro“ und 

- die Angabe „2 000 DM“ jeweils durch die Angabe 
„7 100 Euro“. 

13. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 wird die Angabe „700 DM“ durch die 
Angabe „360 Euro“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Monatliche Forderungsbeträge, die nicht 
volle Euro ergeben, sind bei Restbeträgen bis zu 
0,49 Euro abzurunden und von 0,50 Euro an aufzu- 
runden.“ 

c) ln Absatz 4 wird die Angabe „20 DM“ durch die 
Angabe „10 Euro“ ersetzt. 

14. ln § 58 Abs. 2 wird die Angabe „fünftausend Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „2 500 Euro“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung der Verordnung über die Zusehläge zu 
dem Bedarf naeh dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz bei einer Ausbildung im Ausland 

Die Verordnung über die Zuschläge zu dem Bedarf nach 
dem Bundesausbildungsfbrderungsgesetz bei einer Ausbil- 
dung im Ausland vom 25. Juni 1986 (BGBl. 1 S. 935), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung vom 4. Juni 1998 
(BGBl. 1 S. 1214), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 1 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „Auslandszu- 
schlag“ die Wörter „,sofem die Ausbildung außerhalb 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union durchge- 
führt wird,“ eingefügt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Auslandszuschläge betragen monatlich 
bei einer Ausbildung*) 

*) Die Tabelle gilt für beide Spalten (unverändert) 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


11. unverändert 


12. ln § 29 Abs. 1 werden ersetzt 

- die Angabe „10 000 DM“ durch die Angabe 
„5 200 Euro“ und 

- die Angabe „3 500 DM“ jeweils durch die Angabe 
„1 800 Euro“. 

13. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 2 wird die Angabe „700 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „360 Euro“ ersetzt. 

b) unverändert 


c) unverändert 
14. unverändert 

Artikel 3 

Änderung der Verordnung über die Zusehläge zu 
dem Bedarf naeh dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz bei einer Ausbildung im Ausland 

Die Verordnung über die Zuschläge zu dem Bedarf nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz bei einer Ausbil- 
dung im Ausland vom 25. Juni 1986 (BGBl. 1 S. 935), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung vom 4. Juni 1998 
(BGBl. 1 S. 1214), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Auslandszuschläge betragen monatlich 
bei einer Ausbildung*) 

*) Die Tabelle gilt für beide Spalten (unverändert) 
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— in Europa für 


Bosnien Herzegowina 

180 DM, 

Norwegen 

270 DM, 

Bulgarien 

120 DM, 

Polen 

120 DM, 

Estland 

180 DM, 

Rumänien 

120 DM, 

Island 

360 DM, 

Russische Föderation 

190 DM, 

„Bundesrepublik Jugoslawien“ (Serbien, 
Montenegro) 

120 DM, 

Schweiz 

270 DM, 

Kroatien 

170 DM, 

Slowakei 

120 DM, 

Lettland 

230 DM, 

Slowenien 

120 DM, 

Litauen 

180 DM, 

Tschechische Republik 

120 DM, 

Malta 

170 DM, 

Ukraine 

180 DM, 

Ehemalige jugoslawische Republik Ma- 
kedonien 

120 DM, 

Ungarn 

120 DM, 

Moldau, Republik 

180 DM, 

Weißrussland 

180 DM, 


- in Afrika für 


Ägypten 

180 DM, 

Marokko 

130 DM, 

Äthiopien 

280 DM, 

Namibia 

120 DM, 

Botsuana 

180 DM, 

Nigeria 

340 DM, 

Burkina Faso 

280 DM, 

Ruanda 

390 DM, 

Cote d'lvoire 

280 DM, 

Sambia 

280 DM, 

Gabun 

390 DM, 

Senegal 

280 DM, 

Gambia 

280 DM, 

Sierra Leone 

230 DM, 

Ghana 

180 DM, 

Simbabwe 

120 DM, 

Kamerun 

280 DM, 

Sudan 

280 DM, 

Kenia 

230 DM, 

Südafrika 

120 DM, 

Kongo, Demokratische Republik 

390 DM, 

Tansania 

390 DM, 

Kongo, Republik 

610 DM, 

Tschad 

390 DM, 

Lesotho 

180 DM, 

Tunesien 

160 DM, 

Madagaskar 

230 DM, 

Uganda 

280 DM, 

Mauritius 

230 DM, 




- in Amerika für 


Argentinien 

400 DM, 

Kolumbien 

180 DM, 

Bolivien 

180 DM, 

Kuba 

390 DM, 

Brasilien 

230 DM, 

Mexiko 

340 DM, 

Chile 

270 DM, 

Nicaragua 

340 DM, 

Costa Rica 

230 DM, 

Paraguay 

180 DM, 

Ecuador 

180 DM, 

Peru 

340 DM, 

El Salvador 

230 DM, 

Trinidad u. Tobago 

280 DM, 

Guatemala 

230 DM, 

Uruguay 

320 DM, 

Haiti 

390 DM, 

Venezuela 

280 DM, 

Honduras 

340 DM, 

Vereinigte Staaten von Amerika mit 
Ausnahme der Stadt New York 

380 DM, 

Jamaika 

390 DM, 

die Stadt New York 

480 DM, 

Kanada 

170 DM, 
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- in Asien für 


Armenien 390 DM, 

Aserbaidschan 230 DM, 

China mit Ausnahme der Stadt Hongkong 1 80 DM, 
die Stadt Hongkong 
Georgien 
Indien 
Indonesien 
Iran 
Israel 
Japan 
Jemen 
Jordanien 
Kasachstan 
Kirgisistan 

Korea, Demokratische Volksrepublik 
Korea, Republik 


Libanon 

280 DM, 

Malaysia 

180 DM, 

Nepal 

230 DM, 

Pakistan 

180 DM, 

Philippinen 

180 DM, 

Singapur 

230 DM, 

Sri Lanka 

280 DM, 

Syrien 

180 DM, 

Tadschikistan 

390 DM, 

Taiwan 

450 DM, 

Thailand 

180 DM, 

Türkei 

190 DM, 

Turkmenistan 

230 DM, 

Usbekistan 

280 DM, 

Vereinigte Arabische Emirate 

180 DM, 

Vietnam 

200 DM, 


450 

DM, 

390 

DM, 

180 

DM, 

180 

DM, 

180 

DM, 

220 

DM, 

1 070 

DM, 

180 

DM, 

340 

DM, 

230 

DM, 

180 

DM, 

450 

DM, 

390 

DM, 


- in Australien/Ozeanien für 


Australien 120 DM, Papua-Neuguinea 180 DM. 

Neuseeland 120 DM, 
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Sie mindern sich um die Beträge, um die sich der Be- 
darf nach § 12 Abs. 3 oder § 13 Abs. 3 des Gesetzes 
erhöht. “ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) unverändert 

aa) ln Satz 1 werden nach dem Wort „Staaten“ die 
Wörter „mit Ausnahme der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union“ eingefügt. 

bb) ln Satz 2 wird die Behördenbezeichnung „Bun- 
desministerium für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie“ durch die Behördenbe- 
zeichnung „Bundesministerium für Bildung und 
Forschung“ ersetzt. 

3. ln § 5 wird die Angabe „§ 13 Abs. 2a Satz 2 Nr. 2“ er- 3. unverändert 
setzt durch die Angabe „§ 13a Abs. 1“. 


Artikel 4 

Änderung der Verordnung über die Einziehung 
der naeh dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
geleisteten Darlehen 

Die Verordnung über die Einziehung der nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz geleisteten Darlehen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Oktober 1983 
(BGBl. 1 S. 1340), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge- 
setzes vom 7. Mai 1999 (BGBl. 1 S. 850), wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 4 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Über den Erlass nach § 18b Abs. 5 des Gesetzes 
entscheidet das Bundesverwaltungsamt nachträglich, in 
der Regel für einen Zeitraum von jeweils zwei Jahren. 
Für diesen Zeitraum wird der Darlehensnehmer nach 
§ 18a des Gesetzes von der Rückzahlungsverpflichtung 
freigestellt.“ 

2. ln § 6 Abs. 2 werden ersetzt 

- die Angabe „tausend Deutschen Mark“ durch die An- 
gabe „500 Euro“ und 

- die Angabe „viertausend Deutschen Mark“ durch die 
Angabe „2 000 Euro“. 

3. ln § 8 Abs. 3 wird die Angabe „4 DM“ durch die An- 
gabe „2 Euro“ ersetzt. 

4. Dem § 11 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Zahlung gilt mit Eingang des Rückzahlungsbetra- 
ges bei der Bundeskasse als geleistet.“ 

5. ln § 12 Abs. 2 wird die Angabe „fünfzig Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „25 Euro“ ersetzt. 


Artikel 4 

Änderung der Verordnung über die Einziehung 
der naeh dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
geleisteten Darlehen 

unverändert 


6. Die Anlage zu der Verordnung wird wie folgt gefasst: *) 
*) Die Tabelle gilt für beide Spalten (unverändert) 


*) Die Tabelle gilt für beide Spalten (unverändert) 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 21 - 


Drucksache 14/5276 


Anlage (zu § 6 Abs. 1) 


Ablösung des Dar- 
lehens bis zu ein- 
schließlich 
Euro 

Nachlass in v.H. und Zahlungsbetrag zur Ablösung des Darlehensbetrages in Spalte 1 bei einer monatlichen 

Rückzahlungsmindestrate von 

25,56 Euro oder 40,90 Euro 

61,36 Euro 

105 Euro 

Nachlass 

V. H. 

Zahlungsbetrag 

Euro 

Nachlass 

v.H. 

Zahlungsbetrag 

Euro 

Nachlass 

v.H. 

Zahlungsbetrag 

Euro 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

500 

10,0 

450 

9,0 

455 

8,0 

460 

1 000 

13,0 

870 

11,0 

890 

9,0 

910 

1 500 

16,0 

1 260 

13,0 

1 305 

10,0 

1 350 

2 000 

19,0 

1 620 

15,0 

1 700 

11,5 

1 770 

2 500 

21,5 

1 963 

17,0 

2 075 

12,5 

2 188 

3 000 

24,5 

2 265 

19,0 

2 430 

13,5 

2 595 

3 500 

27,0 

2 555 

21,0 

2 765 

15,0 

2 975 

4 000 

29,5 

2 820 

22,5 

3 100 

16,0 

3 360 

4 500 

31,5 

3 083 

24,5 

3 398 

17,0 

3 735 

5 000 

34,0 

3 300 

26,0 

3 700 

18,5 

4 075 

5 500 

36,0 

3 520 

27,5 

3 988 

19,5 

4 428 

6 000 

38,0 

3 720 

29,5 

4 230 

20,5 

4 770 

6 500 

40,0 

3 900 

31,0 

4 485 

21,5 

5 103 

7 000 

41,5 

4 095 

32,5 

4 725 

22,5 

5 425 

7 500 

43,5 

4 238 

34,0 

4 950 

23,5 

5 738 

8 000 

45,0 

4 400 

35,0 

5 200 

24,5 

6 040 

8 500 

47,0 

4 505 

36,5 

5 398 

25,5 

6 333 

9 000 

48,5 

4 635 

38,0 

5 580 

26,5 

6 615 

9 500 

50,0 

4 750 

39,0 

5 795 

27,5 

6 888 

10 000 

50,0 

5 000 

40,5 

5 950 

28,5 

7 150 

10 500 

50,0 

5 250 

41,5 

6 143 

29,5 

7 403 

11 000 

50,0 

5 500 

43,0 

6 270 

30,0 

7 700 

11 500 

50,0 

5 750 

44,0 

6 440 

31,0 

7 935 

12 000 

50,0 

6 000 

45,0 

6 600 

32,0 

8 160 

12 500 

50,0 

6 250 

46,5 

6 688 

33,0 

8 375 

13 000 

50,0 

6 500 

47,5 

6 825 

33,5 

8 645 

13 500 

50,0 

6 750 

48,5 

6 953 

34,5 

8 843 

14 000 

50,0 

7 000 

49,5 

7 070 

35,5 

9 030 

14 500 

50,0 

7 250 

50,5 

7 178 

36,0 

9 280 

15 000 

50,0 

7 500 

50,5 

7 425 

37,0 

9 450 

15 500 

50,0 

7 750 

50,5 

7 673 

37,5 

9 688 

16 000 

50,0 

8 000 

50,5 

7 920 

38,5 

9 840 

16 500 

50,0 

8 250 

50,5 

8 168 

39,0 

10 065 

17 000 

50,0 

8 500 

50,5 

8415 

40,0 

10 200 

17 500 

50,0 

8 750 

50,5 

8 663 

40,5 

10 413 

18 000 

50,0 

9 000 

50,5 

8 910 

41,5 

10 530 

18 500 

50,0 

9 250 

50,5 

9 158 

42,0 

10 730 

19 000 

50,0 

9 500 

50,5 

9 405 

43,0 

10 830 

19 500 

50,0 

9 750 

50,5 

9 653 

43,5 

11 018 

20 000 

50,0 

10 000 

50,5 

9 900 

44,0 

11 200 

20 500 

50,0 

10 250 

50,5 

10 148 

45,0 

11 275 

21 000 

50,0 

10 500 

50,5 

10 395 

45,5 

11 445 

21 500 

50,0 

10 750 

50,5 

10 643 

46,0 

11 610 

22 000 

50,0 

11 000 

50,5 

10 890 

47,0 

11 660 

22 500 

50,0 

11 250 

50,5 

11 138 

48,0 

11 700 

23 000 

50,0 

11 500 

50,5 

11 385 

49,0 

11 730 

23 500 

50,0 

11 750 

50,5 

11 633 

50,0 

11 750 

24 000 (und mehr) 

50,0 

12 000 

50,5 

11 880 

50,5 

11 880 
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Artikel 5 

Aufhebung der Verordnung über die Förderungs- 
höehstdauer für den Besueh von Höheren Faeh- 
sehulen, Akademien und Hoehsehulen 

Die Verordnung über die Förderungshöchstdauer für den 
Besuch von Höheren Fachschulen, Akademien und Hoch- 
schulen in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 
1981 (BGBl. I S. 577), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung vom 25. Juni 1996 (BGBl. I S. 910), wird aufgehoben. 

Artikel 6 

Aufhebung der Verordnung über die Förderungs- 
höehstdauer für den Besueh von Höheren Faeh- 
sehulen und Hoehsehulen 

Die Verordnung über die Förderungshöchstdauer für den 
Besuch von Höheren Fachschulen und Hochschulen vom 
23. Oktober 1997 (BGBl. 1 S. 2503), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 13. März 2000 (BGBl. 1 S. 216), wird 
aufgehoben. 

Artikel 7 

Änderung der Verordnung über Zusatzleistungen 
in Härtefällen naeh dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz 

Die Verordnung über Zusatzleistungen in Härtefallen 
nach dem Bundesausbildungsforderungsgesetz vom 15. Juli 
1974 (BGBl. 1 S. 1449), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 7. Mai 1999 (BGBl. 1 S. 850), wird wie folgt 
geändert: 

1. ln § 1 Abs. 2 werden ersetzt 

- die Angabe „150 DM“ durch die Angabe „77 Euro“ 
und 

- die Angabe „2 DM“ durch die Angabe „1 Euro“. 

2. ln § 7 Abs. 2 wird die Angabe „80 DM“ durch die An- 
gabe „41 Euro“ ersetzt. 

3. §§ 8 und 9 werden aufgehoben. 

Artikel 8 

Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsge- 
setzes 

§ 10 Abs. 2 Satz 2 des Aufstiegsfortbildungsförderungs- 
gesetzes vom 23. April 1996 (BGBl. 1 S. 623), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Juni 1998 (BGBl. 1 S. 
1 609) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Artikel 5 

Aufhebung der Verordnung über die Förderungs- 
höehstdauer für den Besueh von Höheren Faeh- 
sehulen, Akademien und Hoehsehulen 

unverändert 


Artikel 6 

Aufhebung der Verordnung über die Förderungs- 
höehstdauer für den Besueh von Höheren Faeh- 
sehulen und Hoehsehulen 

unverändert 


Artikel 7 

Änderung der Verordnung über Zusatzleistungen 
in Härtefällen naeh dem Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz 

unverändert 


Artikel 8 

Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsge- 
setzes 

unverändert 


„§ 13 Abs. 3 und 3a des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes sind entsprechend anzuwenden.“ 



Drucksache 14/5276 


-23- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Entwurf 

Artikel 9 

Änderung des Dritten Buehes Sozialgesetzbueh in 
2001 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung - 

(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 

594), zuletzt geändert durch..., wird wie folgt geändert: 

1 . § 65 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bei Unterbringung außerhalb des Haushalts der 
Eltern oder eines Eltemteils, ausgenommen bei Unter- 
bringung mit voller Verpflegung in einem Wohnheim, ei- 
nem Internat oder beim Ausbildenden, wird bei einer be- 
ruflichen Ausbildung der jeweils gehende Bedarf für 
Studierende nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesausbil- 
dungsforderungsgesetzes zugrunde gelegt. Der Bedarf er- 
höht sich für die Unterkunft um den jeweiligen Betrag 
nach § 1 3 Abs. 2 Nr. 2 des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes; § 13 Abs. 3 des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes gilt entsprechend.“ 

2. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bei Unterbringung im Haushalt der Eltern 
oder eines Eltemteils wird bei einer be-mfsvorberei- 
tenden Bildungsmaßnahme der jeweils gehende Be- 
darf für Schüler nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 des Bundes- 
ausbildungsfördemngsgesetz zugmnde gelegt.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei Unterbringung außerhalb des Haushalts 
der Eltern oder eines Eltemteils, aus-genommen bei 
Unterbringung mit voller Verpflegung in einem 
Wohnheim oder Internat wird als Bedarf für den Le- 
bensunterhalt der jeweils gehende Bedarf für Schüler 
nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 des BundesausbildungsfÖrde- 
mngsgesetzes zugmnde gelegt; § 12 Abs. 3 des 
Bundesausbildungsfordemngsgesetzes gilt entspre- 
chend.“ 

3. ln § 67 Abs. 2 wird nach Satz 3 folgender Satz angefügt: 

„Kosten für Pendelfahrten werden nur bis zur Höhe des 
Betrages übernommen, der nach § 84 insgesamt erbracht 
werden kann.“ 

4. § 71 wird wie folgt geändert: 


a) ln Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 werden die Zahl „90“ durch 
die Zahl „100“, der Punkt durch ein Semikolon er- 
setzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„3. § 23 Abs. 4 Nr. 2 des BundesausbildungsfÖrde- 
mngsgesetzes werden Leistungen Dritter, die zur 
Aufstockung der Berafsausbildungsbeihilfe erbracht 
werden, nicht angerechnet.“ 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Artikel 9 

Änderung des Dritten Buehes Sozialgesetzbueh in 
2001 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsforderang - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. 1 S. 
594), zuletzt geändert durch..., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden naeh dem Wort „gel- 
ten“ die Wörter „§ 11 Abs. 4 sowie“ eingefügt. 

b) unverändert 


c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Für die Teilnehmer an berufsvorbereiten- 
den Bildungsmaßnahmen wird von einer Anreeh- 
nung des Einkommens abgesehen.“ 
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b) Nach Absatz 4 wird folgender neuer Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Einkommen der Eltern bleibt außer Betracht, 
wenn ihr Aufenthaltsort nicht bekannt ist oder sie 
rechtlich oder tatsächlich gehindert sind, im Inland 
Unterhalt zu leisten. Einkommen ist ferner nicht an- 
zurechnen, soweit ein Unterhaltsanspruch nicht be- 
steht oder dieser verwirkt ist.“ 

5. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(2) Ein Anspruch des Auszubildenden auf Unter- 
haltsleistungen gegen seine Eltern geht bis zur Höhe 
des anzurechnenden Unterhaltsanspruches zusam- 
men mit dem unter-haltsrechtlichen Auskunftsan- 
spruch mit der Zahlung der Berufsausbildungsbei- 
hilfe auf das Arbeitsamt über. Das Arbeitsamt hat den 
Eltern die Förderung anzuzeigen.“ 


b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefugt: 

„(4) Das Arbeitsamt kann den auf ihn übergegan- 
genen Unterhaltsanspruch im Einvernehmen mit dem 
Unterhaltsberechtigten auf diesen zur gerichtlichen 
Geltendmachung rückübertragen und sich den gel- 
tend gemachten Unterhaltsanspruch abtreten lassen. 
Kosten, mit denen der Unterhaltsberechtigte dadurch 
selbst belastet wird, sind zu übernehmen.“ 

6. § 73 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Über den Anspruch wird in der Regel bei beruflicher 
Ausbildung für 18 Monate, im Übrigen für ein Jahr (Be- 
willigungszeitraum) entschieden.“ 

7. Nach § 76 wird folgender § 76a eingefügt: 

„§ 76a 

Übergangsregelung 

Für Bewilligungszeiträume, die vor dem 1. August 2001 
begonnen haben und bis zu diesem Datum noch nicht 
abgeschlossen sind, wird die Höhe des Förderbetrages 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
d) unverändert 


5. § 72 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a einge- 
fügt: 

„(2a) Für die Vergangenheit können die Eltern 
des Auszubildenden nur von dem Zeitpunkt an in 
Ansprueh genommen werden, in dem 

1. die Voraussetzungen des bürgerlichen Rechts 
Vorgelegen haben oder 

2. sie bei dem Antrag auf Ausbildungsförde- 
rung mitgewirkt haben oder von ihm Kennt- 
nis erhalten haben und darüber belehrt wor- 
den sind, unter welehen Voraussetzungen 
dieses Bueh eine Inanspruchnahme von El- 
tern ermöglicht.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Berufsausbildungsbeihilfe wird nicht vor- 
ausgeleistet, soweit die Eltern bereit sind, Unter- 
halt entsprechend einer gemäß § 1612 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches getroffenen Bestim- 
mung zu leisten.“ 

d) unverändert 


6. unverändert 


7. Nach § 76 wird folgender § 76a eingefügt: 

„§ 76a 

Übergangsregelung 

Für Bewilligungszeiträume, die vor dem 1. August 2001 
begonnen haben und bis zu diesem Datum noch nicht 
abgelaufen sind, wird die Höhe des Förderbetrages nach 
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nach den Vorschriften bestimmt, die bis zum 3 1 . Juli 
2001 gelten, sofern diese für den Auszubildenden günsti- 
ger sind.“ 


8. ln § 101 Abs. 2 werden ersetzt: 

- die Zahl „520“ durch die Zahl „550“ und 

- die Zahl „695“ durch die Zahl „690“. 

9. § 105 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) ln Nummer 1 werden ersetzt: 

- die Zahl „ 520“ durch die Zahl „550“ und 

- die Zahl „695“ durch die Zahl „690“. 
bb) ln Nummer 3 werden ersetzt: 

- die Zahl „ 380“ durch die Zahl „400“ und 

- die Zahl „435“ durch die Zahl „460“. 

cc) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. bei anderweitiger Unterbringung ohne Kos- 
tenerstattung für Unterbringung und Verpfle- 
gung der jeweils nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 in Ver- 
bindung mit Absatz 2 Nr. 2 sowie Absatz 3 des 
Bundesausbildungsforderungsgesetzes geltende 
Bedarf“ 

b) ln Absatz 2 wird die Zahl „520“ durch die Zahl 
„550“ ersetzt. 

10. § 106 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Als Bedarf werden bei berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen und bei Grundausbildung zu- 
grunde gelegt 

1. bei Unterbringung im Haushalt der Eltern oder 
eines Eltemteils der jeweils nach § 12 Abs. 1 
Nr. 1 des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes geltende Bedarf, 

2. bei anderweitiger Unterbringung außerhalb 
eines Wohnheims oder Internats ohne Kostener- 
stattung für Unterbringung und Verpflegung der 
jeweils nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung 
mit Absatz 3 des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes geltende Bedarf 

3. bei anderweitiger Unterbringung außerhalb 
eines Wohnheims oder Internats und Kostener- 
stattung für Unterbringung und Verpflegung 300 
Deutsche Mark monatlich.“ 

b) ln Absatz 2 wird die Zahl „335“ durch die Zahl 
„355“ ersetzt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

den Vorschriften des Vierten Abschnitts des Bundes- 
ausbildungsförderungsgesetzes in der am 31. März 
2001 geltenden Fassung und nach den übrigen für 
den Umfang der Förderung maßgeblichen Vorschrif- 
ten in ihrer bis zum 31. Juli 2001 geltenden Fassung 
bestimmt.“ 

8. unverändert 


9. unverändert 


10. § 106 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) ln Absatz 2 wird die Zahl „335“ durch die Zahl 
„355“ ersetzt und die Ziffer 2 wird wie folgt ge- 
fasst: 

„2. für ihn Leistungen der Jugendhilfe nach 
dem Achten Buch gewährt werden, die die 
Kosten für die Unterkunft einschließen.“ 
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c) Absatz 3 wird gestncÄe«. 


In 8 107 werden ersetzt: 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei Unterbringung in einem Wohnheim, 
Internat oder in einer besonderen Einriehtung 
für Behinderte ist ein Bedarf wie bei einer beruf- 
liehen Ausbildung zugrunde zu legen.“ 

11. unverändert 


11 . 

- die Zahl „105“ durch die Zahl „110“ und 

- die Zahl „125“ durch die Zahl „130“. 

12. In § 108 Abs. 2 werden ersetzt: 


- die Zahl „385“ durch die Zahl „425“ und 

- die Zahl „195 “ durch die Zahl „ 215 “. 

13. In § 111 Nr. 2 wird die Zahl „495“ durch die Zahl 
„525“ ersetzt. 

14. Die §§413 und 414 werden aufgehoben. 

Artikel 10 

Änderung des Dritten Buehes Sozialgesetzbueh 
in 2002 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 
594), zuletzt geändert durch..., wird wie folgt geändert: 

1. In § 65 Abs. 2 und 3 und § 66 Abs. 2 wird die Angabe 
„155 Deutsche Mark“ jeweils durch die Angabe 
„80 Euro“ ersetzt. 

2. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „30 Deutsche Mark“ 
wird durch die Angabe „16 Euro“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 wird die Angabe „15 Deutsche 
Mark“ wird durch die Angabe „8 Euro“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „20 Deutsche Mark“ 
durch die Angabe „11 Euro“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „120 Deutsche Mark“ 
durch die Angabe „62 Euro“ ersetzt. 

cc) In Satz 4 wird die Angabe „200 Deutsche Mark“ 
durch die Angabe „100 Euro“ ersetzt. 

3. In § 71 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 werden die Angabe „100 
Deutsche Mark“ durch die Angabe „52 Euro“ und die 
Angabe „1 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe 
„510 Euro“ ersetzt. 

4. § 75 wird wie folgt gefasst: 


„Monatliche Förderungsbeträge der Berufsausbil- 
dungsbeihilfe, die nicht volle Euro ergeben, sind bei 
Restbeträgen bis zu 0,49 Euro abzurunden und von 


12. In § 108 Abs. 2 Nr. 1 werden die Zahl „385“ durch die 
Zahl „425“ ersetzt und der Satzteil „bei Teilnahme 
an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 
einschließlieh einer Grundausbildung weitere 195 
Deutsche Mark monatlich,“ gestrichen. 


13. unverändert 

14. unverändert 

Artikel 10 

Änderung des Dritten Buehes Sozialgesetzbueh 
in 2002 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsforderung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 
594), zuletzt geändert durch..., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) In Satz 4 wird die Angabe „200 Deutsche Mark“ 
durch die Angabe „103 Euro“ ersetzt. 

3. unverändert 


4. § 75 wird wie folgt gefasst: 

„§ 75 

Auszahlung 

Monatliche Förderungsbeträge der Berufsausbildungs- 
beihilfe, die nicht volle Euro ergeben, sind bei Restbe- 
trägen bis zu 0,49 Euro abzurunden und von 0,50 Euro 
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0,50 Euro an aufzurunden. Nicht geleistet werden mo- 
natliche Forderungsbeträge unter 10 Euro“. 

5. ln § 101 Abs. 2 werden ersetzt: 

- die Angabe „550 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „282 Euro“ und 

- die Angabe „690 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „353 Euro“. 

6. § 105 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) ln Nummer 1 werden ersetzt: 

- die Angabe „550 Deutsche Mark“ durch die 
Angabe „282 Euro“ und 

- die Angabe „690 Deutsche Mark“ durch die 
Angabe „353 Euro“. 

bb) ln Nummer 2 wird die Angabe „180 Deutsche 

Mark“ durch die Angabe „93 Euro“ ersetzt. 

cc) ln Nummer 3 werden ersetzt: 

- die Angabe „400 Deutsche Mark“ durch die 
Angabe „205 Euro“ und 

- die Angabe „460 Deutsche Mark“ durch die 
Angabe „236 Euro“. 

b) ln Absatz 2 wird die Angabe „550 Deutsche Mark“ 
durch die Angabe „282 Euro“ ersetzt. 

7. § 106 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Nr. 3 wird die Angabe „300 Deutsche 
Mark“ durch die Angabe „154 Euro“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 wird die Angabe „355 Deutsche Mark“ 
durch die Angabe „182 Euro“ ersetzt. 

8. ln § 107 werden ersetzt: 

- die Angabe „110 Deutsche Mark durch die Angabe 
„57 Euro“ und 

- die Angabe „130 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „67 Euro“. 

9. ln § 108 werden ersetzt: 

- die Angabe „425 Deutsche Mark durch die Angabe 
„218 Euro“, 

- die Angabe „215 Deutsche Mark" durch die An- 
gabe „HO Euro“, 

- die Angabe „5 110 Deutsche Mark durch die An- 
gabe „2 615 Euro“ und 

- die Angabe „3 180 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „1 630 Euro“. 

10. ln § 111 Nr. 2 wird die Angabe „525 Deutsche Mark“ 

durch die Angabe „269 Euro“ ersetzt. 

11. ln § 1 12 Abs. 3 werden ersetzt: 

- die Angabe „120 Deutsche Mark durch die Angabe 
„62 Euro“ und 

- die Angabe „200 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „100 Euro“. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

an aufzurunden. Nicht geleistet werden monatliche 
Forderungsbeträge unter 10 Euro“. 

5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. ln § 108 werden ersetzt: 

- die Angabe „425 Deutsche Mark durch die Angabe 
„218 Euro“, 


- die Angabe „5 110 Deutsche Mark durch die An- 
gabe „2 615 Euro“ und 

- die Angabe „3 180 Deutsche Mark“ jeweils durch 
die Angabe „1 630 Euro“. 

10. unverändert 

11. ln § 1 12 Abs. 3 werden ersetzt: 

- die Angabe „120 Deutsche Mark durch die Angabe 
„62 Euro“ und 

- die Angabe „200 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „103 Euro“. 
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12. In § 1 14 Nr. 5 werden ersetzt: 

- die Angabe „10 000 Deutsche Mark jeweils durch 
die Angabe „5 000 Euro“ und 

- die Angabe „20 000 Deutsche Mark“ durch die An- 
gabe „10 000 Euro“. 

Artikel 11 

Änderung der Freizügigkeitsverordnung/EG 

§ 8 Abs. 6 Satz 1 der Freizügigkeitsverordnung/EG vom 
17. Juli 1997 (BGBl. I 1997, S. 1810) wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Anstelle des Monatsbetrages gemäß Absatz 3 Satz 1 
gilt für Studenten in der Regel der jeweils geltende 
Höchstbetrag der Ausbildungsförderung für einen nicht 
bei den Eltern wohnenden Studierenden nach § 13 Abs. 
1 Nr. 2, Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes.“ 

Artikel 12 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 3, 4, 7 und 1 1 beruhenden Teile der 
dort geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund der 
jeweils einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverord- 
nung geändert werden. 

Artikel 13 

Neufassung des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung kann 
das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der vom 1 . April 
2001 an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt 
machen. 

Artikel 14 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 6 
am 1. April 2001 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr.l, 11 und 27 sowie Artikel 3 Nr. 1 und 2 
Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa treten mit der Maß- 
gabe in Kraft, dass die darin bestimmten Änderungen nur 
für die Bewilligungszeiträume zu berücksichtigen sind, die 
nach dem 3 1 . März 200 1 beginnen. 

(3) Artikel 9 tritt am 1. August 2001 in Kraft. 

(4) Artikel 2 Nr. 1 3 Buchstabe b und c sowie Artikel 1 0 
treten am 1. Januar 2002 in Kraft. 

(5) Artikel 2 Nr. 1 bis 3 und Nr. 9 bis 13 Buchstabe a so- 
wie Artikel 7 Nr. 1 und 2 treten am 1. Juli 2002 mit der 
Maßgabe in Kraft, dass die darin bestimmten Änderungen 
nur bei Entscheidungen für die Bewilligungszeiträume zu 
berücksichtigen sind, die nach dem 30. Juni 2002 beginnen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
12. unverändert 


Artikel 11 

Änderung der Freizügigkeitsverordnung/EG 

unverändert 


Artikel 12 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

unverändert 


Artikel 13 

Neufassung des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes 

unverändert 


Artikel 14 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 6 
am 1. April 2001 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr.l, 11 und 27 sowie Artikel 3 Nr. 1 und 2 
Buchstabe a und b Doppelbuchstabe aa treten mit der Maß- 
gabe in Kraft, dass die darin bestimmten Änderungen nur 
für die Bewilligungszeiträume zu berücksichtigen sind, die 
nach dem 31. März 2001 beginnen. 

(3) Artikel 9 tritt am 1. August 2001 in Kraft. 

(4) Artikel 2 Nr. 13 Buchstabe b und c sowie Artikel 10 
treten am 1 . Januar 2002 in Kraft. 

(5) Artikel 2 Nr. 1 bis 3 und Nr. 9 bis 13 Buchstabe a so- 
wie Artikel 7 Nr. 1 und 2 treten am 1. Juli 2002 mit der 
Maßgabe in Kraft, dass die darin bestimmten Änderungen 
nur bei Entscheidungen für die Bewilligungszeiträume zu 
berücksichtigen sind, die nach dem 30. Juni 2002 beginnen. 
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Vom 1. Oktober 2002 an sind diese Änderungen ohne die 
einschränkende Maßgabe des Satzes 1 zu berücksichtigen. 

(6) Artikel 2 Nr. 4 bis 8 und 14 sowie Artikel 4 Nr. 2, 3 
und 5 treten am 1 . Oktober 2002 in Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Vom 1. Oktober 2002 an sind diese Änderungen ohne die 
einschränkende Maßgabe des Satzes 1 zu berücksichtigen. 

(6) Artikel 2 Nr. 4 bis 8 und 14 sowie Artikel 4 Nr. 2, 3, 5 
und 6 treten am 1 . Oktober 2002 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Brigitte Wimmer (Karisruhe), Angeiika Voiquartz, 
Antje Hermenau, Corneiia Pieper und Maritta Böttcher 


I. Überweisung 

1) Der Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 
14/4731 - wurde in der 140. Sitzung des 14. Deutschen 
Bundestages am 7. Dezember 2000 in 1. Lesung beraten 
und an den Ausschuss für Bildung, Forschung und Tech- 
nikfolgenabschätzung zur federführenden Beratung so- 
wie an den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie, 
den Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, den Aus- 
schuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur 
Mitberatung und an den Haushaltsausschuss gemäß § 96 
GO überwiesen. 

2) Der Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P. - Drucksache 
14/2253 - wurde in der 76. Sitzung des 14. Deutschen 
Bundestages am 2. Dezember 1999 in 1. Lesung beraten 
und an den Ausschuss für Bildung, Forschung und Tech- 
nikfolgenabschätzung zur federführenden Beratung so- 
wie an den Rechtsausschuss, den Finanzausschuss, den 
Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung, den Ausschuss 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Mitbera- 
tung und an den Haushaltsausschuss gemäß § 96 GO 
überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlagen 

1) Der Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 
14/4731 - sieht im Wesentlichen folgende Maßnahmen 
vor: 

1. Änderung des Freibetragssystems 

Im Einzelnen: 

- Verringerung der Zahl der Freibeträge und Harmo- 
nisierung der bislang je nach Anknüpfungstatbe- 
stand in den § § 1 8a, 23 und 25 BAföG (Einkommen 
des Darlehensnehmers und früheren Auszubilden- 
den, des Auszubildenden selbst oder der Eltern/ 
Ehegatten) unterschiedlichen Regelungen, 

- Nichtanrechnung des Kindergeldes, 

- Massive Anhebung der absoluten Freibeträge für 
Einkommensbezieher, die insbesondere eine Aus- 
weitung der Zahl der Vollgeforderten im unteren 
Einkommensbereich bewirkt, 

- Anhebung der Ehegattenfreibeträge auf einheit- 
lich 920 DM sowie der Kinderfreibeträge ohne 
weitere Differenzierungen auf einheitlich 830 
DM. 

2. Anhebung der Bedarfssätze um durchschnittlich 6 %, 

Steigerung des Förderungshöchstsatzes von 1 030 

DM auf 1 105 DM, dabei 

- Vereinfachung der bisher bestehenden Regelun- 
gen zum Wohnbedarf für auswärtig unterge- 
brachte Auszubildende durch einheitliche Rege- 
lung im Gesetz, 

- Anhebung der Krankenversicherungszuschläge, 
die künftig nicht nur Studierenden, sondern allen 


selbst beitragspflichtigen Auszubildenden ge- 
währt werden. 

3. Vollständige Vereinheitlichung aller Förderleistungen 
in den neuen und alten Bundesländern. 

4. Erhebliche Ausweitung der Auslandsförderung: 

Im Inland begonnene und für mindestens zwei Se- 
mester durchgeführte Studien können künftig an je- 
dem Studienort innerhalb der Europäischen Union 
nicht mehr nur wenige Semester, sondern ggf auch 
bis zum Abschluss (innerhalb der Förderungshöchst- 
dauer) zu Inlandssätzen gefordert werden. 

5. Stärkung der Interdisziplinarität durch Ausweitung 
der Förderungsmöglichkeiten für Masterstudien- 
gänge. 

6. Begrenzung der Gesamtdarlehensbelastung durch 
Festsetzung einer Belastungsobergrenze von 20 000 
DM, bis zu der der einzelne BAföG-Empfänger die 
als Staatsdarlehen erhaltenen Förderleistungen 
höchstens zurückzahlen muss. 

7. Dauerhafte Regelung einer verlässlichen Hilfe zum 
Studienabschluss. 

8. Bedarfsgerechtere Förderungsverlängerung bei Stu- 
dienverzögerungen wegen der Pflege und Erziehung 
von Kindern: Erfasst werden Kinder bis zum zehnten 
Lebensjahr (statt bisher nur bis zum fünften Lebens- 
jahr); zudem wird die Betreuung von Kindern wäh- 
rend der ersten drei Lebensjahre stärker berücksich- 
tigt. 

9. Vereinfachung und transparentere Gestaltung des 
BAföG, insbesondere durch die Vereinfachung des 
Freibetragssystems und der Wohnbedarfszuschläge 
sowie durch künftiges einheitliches Anknüpfen der 
Förderungshöchstdauer an die Regelstudienzeit bei 
kompletter Streichung umfangreicher Verordnungs- 
regelungen. 

10. Zwischenanpassung der Freibeträge und Umstellung 
auf Euro: Mit der für 2002 vorgesehenen weiteren 
Anhebung der Freibeträge wird die bei früheren BA- 
foG-Änderungsgesetzen üblich gewesene Praxis der 
Zwischenanpassung wieder aufgenommen, gleich- 
zeitig erfolgt die Umstellung auf glatte Euro-Beträge. 

Die Veränderungen im BAföG werden - soweit übertragbar 
- im Wesentlichen im Arbeitsförderungsrecht mitvollzogen. 

2) Die Fraktion der F.D.P. geht in ihrem Modell für ein um- 
fassend reformiertes BAföG - Drucksache 14/2253 — 
von der Unterscheidung zwischen allgemeiner und indi- 
vidueller Ausbildungsförderung aus. Die allgemeine 
Ausbildungsförderung, in Form einer eltemunabhängi- 
gen Grundförderung, führt alle bisherigen an die Auszu- 
bildenden bzw. an ihre Unterhaltsverpflichteten direkt 
oder indirekt gewährten staatlichen Leistungen zusam- 
men. In einem derartigen Ausbildungsgeld sind die steu- 
erlich zu berücksichtigenden Beträge, wie das Kinder- 
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geld bzw. der Kinderfreibetrag sowie der Ausbildungs- 
freibetrag, eingeschlossen. 

Ergänzend zum Ausbildungsgeld ist eine individuelle 
Ausbildungsförderung durch eine Ausbildungshilfe vor- 
gesehen, in der familien- und einkommensabhängig wei- 
tere Aufstockungen entweder als Zuschuss oder als zins- 
loses Darlehen an den Auszubildenden geleistet werden. 

Der Gesetzentwurf wird wie folgt strukturiert: 

1. BAföG wird zukünftig in Form einer allgemeinen 
und individuellen Ausbildungsförderung in „Drei 
Körben“ gewährt. 

2. Im „Ersten Korb“ ist eine eitern- und einkommens- 
unabhängige Grundförderung in Form eines Ausbil- 
dungsgeldes in Höhe von ca. 500 DM monatlich ent- 
halten. Es steht jedem Auszubildenden unabhängig 
von der Einkommenssituation der Unterhaltsver- 
pflichteten zu und fasst die bisherigen Leistungen 
Kindergeld bzw. Kinderfreibetrag und Ausbildungs- 
freibetrag zusammen. Ein Leistungsanspruch auf 
Ausbildungsgeld als Zuschuss besteht für die ge- 
samte Förderungsdauer. 

3. Der „Zweite Korb“ besteht aus einer individuellen 
Ausbildungshilfe in Form eines Zuschusses bis zu 
350 DM. Mittel aus diesem Korb werden den Auszu- 
bildenden, eitern- und einkommensabhängig, solange 
gewährt, wie die Ausbildungsleistungen den Anfor- 
derungen eines ernsthaften Bemühens um Ausbil- 
dungserfolg und -abschluss genügen. 

4. Aus dem „Dritten Korb“ kann eine Ausbildungshilfe 
in Form eines unverzinslichen Darlehens bis zu 750 
DM von den Auszubildenden in Anspruch genom- 
men werden. Mittel aus diesem Korb werden den 
Auszubildenden, eitern- und einkommensabhängig, 
solange gewährt, wie die Ausbildungsleistungen den 
Anforderungen eines ernsthaften Bemühens um Aus- 
bildungserfolg und -abschluss genügen. 

5. Die Förderungshöchstdauer bei Hochschulstudien- 
richtungen beträgt in der Regel neun Semester zuzü- 
glich zweier Prüfungssemester; Studienaufenthalte in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU- 
Mitgliedstaaten) und im übrigen Ausland werden 
künftig in den Geltungsbereich des BAföG einbezo- 
gen. 

6. Die Aufbringung der Mittel. 

7. Fünf Jahre nach Abschluss der Förderung werden die 
Darlehensschulden an die Deutsche Ausgleichsbank 
nach Maßgabe des Gesetzes rückzahlbar. 

8. Um Leistungsanreize zu schaffen, mindert sich die 
Darlehensschuld bei herausragenden Ausbildungsab- 
schlüssen. Der Minderungsbetrag wird der Deut- 
schen Ausgleichsbank vom Bund erstattet. 

Kosten: 

1. Die Kosten für das Ausbildungsgeld des Korbes 1 
belaufen sich auf 14,28 Mrd. DM pro Jahr. Diese 
Kosten sind weitgehend deckungsfähig durch die bis- 
her in Form des Kindergeldes bzw. Kinderfreibetra- 
ges und Ausbildungsfreibetrages bereitgestellten 
Mittel. 


2. Für die eitern- und einkommensabhängige Gewäh- 
rung des Zuschusses in Korb 2 werden 1,48 Mrd. 
DM pro Jahr benötigt. 

3. Die Kosten für den Korb 3 belaufen sich auf 156,2 
Mio. DM pro Jahr und umfassen die Zinsleistungen 
an die Deutsche Ausgleichsbank. 

III. Stellungnahme der mitberatenden Aussehüsse 

Die mitberatenden Ausschüsse haben wie folgt votiert: 


1 ) 


Drucksache 

14/4731 

SPD und 
B90/DG 

CDU/ 

CSU 

F.D.P. 

PDS 

Ergebnis 

A. f. Wirtschaft 
und 

Technologie* 

+ 

+ 

O 

+ 

Annahme 

A. f Arbeit u. 
Sozialordnung* 

+ 

- 

O 

+ 

Annahme 

A. f. Familie, 
Senioren, Frauen 
und Jugend 

+ 

+ 

o 

+ 

Annahme 


* Dmcksache 14/4731 in Form der Ändemngsanträge der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Ausschuss- 
drucksachen 13-320 neu und 14-330 - 


2 ) 


Drueksache 

14/2253 

SPD und 
B90/DG 

CDU/ 

CSU 

F.D.P. 

PDS 

Ergebnis 

Rechtsausschuss 

- 

o 

+ 

- 

Ablehnung 

Finanzausschuss 

- 

- 

+ 

- 

Ablehnung 

A. f Arbeit u. 
Sozialordnung 

- 

- 

+ 

- 

Ablehnung 

A. f. Familie, 
Senioren, Frauen 
und Jugend 

- 

- 

+ 

- 

Ablehnung 


Legende: + = Zustimmung; - = Ablehnung; o = Enthaltung 


IV. Beratungsverlauf und -ergebnisse im 
federführenden Aussehuss 

A. Allgemeiner Teil 

Der federführende Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung hat die Vorlagen 
Drucksachen 14/2253, 14/4731 - in seiner 38. Sitzung am 
24. Januar 2001 und in seiner 39. Sitzung am 7. Februar 
2001 beraten. Dabei knüpfte er an seine Beratungen di- 
verser Anträge - Drucksachen 14/3730, 14/2905, 14/2031, 
14/2789 - zu einer Modernisierung der Ausbildungsförde- 
rung und an den 13. Bericht der Bundesregierung nach 
§ 35 BAföG - Drucksachen 14/3730, 14/1927 - an. Wei- 
terhin nahm er Bezug auf eine Anhörung von Sachverstän- 
digen zu o.g. Vorlagen am 3. April 2000 vor dem Aus- 
schuss. 

Die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
brachten in die Beratung Änderungsanträge - Ausschuss- 
drucksachen 14-320 neu und 14-330 - zum Gesetzentwurf 
der Bundesregierung ein. Weiterhin wurden im Verlauf der 
Beratung durch die Bundesregierung und die Koalitions- 
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fraktionen folgende redaktionelle Änderungen des Gesetz- 
entwurfs-Drucksache 14/4731 - vorgeschlagen: 

In Drucksache 14/4731: 

- Artikel 1 Nr. 7: Hier ist die Überschrift zu § 13a BAföG 
um die fehlende Paragraphen-Nr. zu ergänzen. 

- Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe a: Hier ist in der Nr. 1 . nach 
dem Wort „leben“ ein Komma einzufugen. 

- Artikel 1 Nr. 23 Buchstabe c: Hier ist die Absatzbezeich- 
nung „(3)“ einzufügen. 

- Artikel 1 Nr. 29 Buchstabe b: Hier ist das Ausführungs- 
zeichen am Satzende zu streichen. 

- Artikel 1 Nr. 31: Hier ist die fehlende Überschrift zum 
§ 66a BAföG aufzunehmen. 

- Artikel 10 Nr. 4: Hier ist die fehlende Überschrift zu 
§ 75 SGB 111 einzufügen. 

In Ausschussdrucksache 14-330: 

Artikel 9 Nr. 7: Hier ist das falsch geschriebene Bezugsda- 
tum „31. März 2000“ durch das Datum „31. März 2001“ zu 
ersetzen. Entsprechend ist in der dazugehörigen Begrün- 
dung das Datum „1. April 2000“ durch das Datum „1. April 
2001“ zu ersetzen. 

Die vorgenannten Änderungsanträge gingen wie vorge- 
schlagen in die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung ein. 

Die Fraktion der CDU/CSU brachte die folgenden Anträge 

- Ausschussdrucksachen 14-323 und 14-340 - zur Ände- 
rung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung - Druck- 
sache 14/4731 - ein: 

Ausschussdrucksache 14-323: 

Der Ausschuss wolle beschließen, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung wie folgt zu ändern: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 

Der Wortlaut von Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a Doppel- 
buchstabe cc wird wie folgt geändert: 

„cc) In Satz 1 wird nach Nummer 2 folgende Nummer 3 
eingefügt: 

„ 3. Eine Ausbildung nach dem mindestens einjähri- 
gen Besuch einer inländischen Ausbildungsstätte 
an einer Ausbildungsstätte in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in der Schweiz fort- 
gesetzt wird. “ " 

2. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 

Der Wortlaut von Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe aa wird wie folgt geändert: 

„aajSatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, Wird im Zusammenhang mit dem Besuch einer im 
Inland gelegenen Höheren Fachschule, Akademie 
oder Hochschule oder mit dem nach Absatz 2 Satz 1 
Nr. 3 geförderten Besuch einer in einem Mitglied- 
staat der Europäischen Union oder in der Schweiz 
gelegenen vergleichbaren Ausbildungsstätte ein 
Praktikum gefordert, so wird für die Teilnahme an 
einem Praktikum im Ausland Ausbildungsförderung 


nur geleistet, wenn die Ausbildungsstätte oder die 
zuständige Prüfungsstelle anerkennt, dass diese 
fachpraktische Ausbildung den Anforderungen der 
Prüfungsordnung an die Praktikantenstelle genügt, 
und ausreichende Sprachkenntnisse vorhanden 
sind. “ “ 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buehstabe a 

Der Wortlaut von Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a wird wie 
folgt geändert: 

,,a) Absatz la wird wie folgt gefasst: 

„(la) Für einen Master- oder Magisterstudiengang 
im Sinne des §19 des Hochschulrahmengesetzes 
oder für einen postgradualen Diplomstudiengang 
im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 1 bis 3 des Hoch- 
schulrahmengesetzes sowie für vergleichbare Studi- 
engänge in Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und in der Schweiz wird Ausbildungsförde- 
rung geleistet, wenn 

1. er auf einem Bachelor- oder Bakkalaureusstudi- 
engang aufbaut und diesen in derselben Fach- 
richtung oder in einem für den angestrebten Be- 
ruf besonders förderlichen Maß ergänzt und 

2. der Auszubildende außer dem Bachelor- oder 
Bakkalaureusstudiengang noch keinen Studien- 
gang abgeschlossen hat. 

Für nach Satz 1 förderungsfähige Ausbildungen 
findet Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bei Ausbildungsab- 
brüchen und Fachrichtungswechseln nach dem 
31. März 2001 keine Anwendung. “ “ 

Begründung 

Der Gesetzentwurf beabsichtigt mit dem neu einzufügenden 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BAföG für den Bereich der Europäi- 
schen Union eine weitgehende Angleichung der Auslands- 
und der Inlandsförderung. Lediglich die im Entwurf obliga- 
torisch vorgeschaltete einjährige Orientierungsphase im 
Inland für eine im EU-Ausland durchgeführte Ausbildung 
soll diese zukünftig in der Förderung noch von einer ver- 
gleichbaren Inlandsausbildung unterscheiden. 

Der vorliegende Antrag erweitert die Förderung über den 
Bereich der Europäischen Union hinaus auch auf Ausbil- 
dungen, die in der Schweiz durchgeführt werden. Die be- 
ständig ausgebauten vielfältigen Hochschulkooperationen 
deutscher Ausbildungsstätten mit Schweizer Hochschulen 
und die anerkannt hohe Qualität der Ausbildung an Schwei- 
zer Hochschulen machen die geplante Ausweitung sinnvoll. 
Zugleich trägt sie den besonderen finanziellen Anstrengun- 
gen der Schweiz Rechnung, die bereits heute aus dortigen 
öjfentlichen Mitteln für deutsche Programmstudenten Teil- 
stipendien zur Verfügung stellt, die der Höhe nach über den 
Teilstipendien der Europäischen Union liegen. 

Vergleichbar der Handhabung des Gesetzentwurfs für EU- 
Auslandsausbildungen, setzt dies zugleich auch die struktu- 
relle Angleichung bei den im Kontext stehenden Folgerege- 
lungen voraus, so zum Beispiel bei der Durchführung eines 
Praktikums im Rahmen dieser Auslandsausbildung, bei der 
Förderung von Studiengängen im Sinne von § 7 Abs. la 
BAföG oder beim Verzicht auf gesonderte Auslands- 
zuschläge im Rahmen der Auslandszuschlagsverordnung. 
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Der Antrag formuliert deshalb zugleich auch die insoweit 
notwendigen Maßnahmen (vgl. Nr. 8.). 

Aufgrund des vorgesehenen Wegfalls der Auslandszuschläge 
für die Förderung von Ausbildungen, die in der Schweiz 
durchgeführt werden, ist davon auszugehen, dass sich die 
Mehrkosten für die erweiterte Fördermöglichkeit in Gren- 
zen halten werden. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe a AföRG 

^77 Abs. 2 Satz 1 BAföG wird wie folgt gefasst: 

„Bei dem Besuch von Höheren Fachschulen, Akademien 
und Hochschulen sowie bei der Teilnahme an einem 
Praktikum, das im Zusammenhang mit dem Besuch die- 
ser Ausbildungsstätte steht, wird der monatliche Förde- 
rungsbetrag für Ausbildungsabschnitte, die nach dem 
28. Februar 2001 beginnen, vorbehaltlich des Absatzes 3 
bis zu einer Höhe von 800 DM zur Hälfte als Darlehen 
geleistet. “ 

Begründung 

Einigkeit besteht darüber, dass versucht werden muss, den 
Anteil von Kindern aus einkommensschwachen Familien 
unter den Studierenden wieder zu erhöhen. Die sich bisher 
aus einer Vollförderung ergebende relativ hohe Darlehens- 
belastung hat immer wieder eine abschreckende Wirkung 
und muss deshalb begrenzt werden. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, dass 
höchstens ein Gesamtbetrag von 20 000 DM zurückzuzah- 
len ist. Bei der Feststellung der Darlehensschuld nach §18 
Abs. 5a wird das diesen Betrag übersteigende Darlehen er- 
lassen. Darlehenserlasse und Nachlasse nach § 18 Abs. 5b, 
§ 18b BAföG werden vorher gewährt. Dies führt dazu, dass 
bei Studierenden mit einer zunächst hohen Darlehensbelas- 
tung ein zügiges Studium und gute Studienleistungen nicht 
mehr belohnt werden. Bei einem voll geförderten Studieren- 
den würde das Darlehen künftig nach 10 Semestern 33 150 
DM betragen. Gehört er zu den 30 Prozent der Besten sei- 
nes Prüfungsjahrgangs, reduziert sich die Darlehensschuld 
auf 24 862 DM. Dieser leistungsbezogene Erlass geht unter, 
wenn - wie nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung - 
maximal 20 000 DM zurückzuzahlen sind. 

Wird der Darlehensanteil an der monatlichen Förderleis- 
tung auf 400 DM begrenzt, ergibt sich im gleichen Fall zwar 
zunächst eine etwas höhere Darlehensbelastung von 24 000 
DM. Durch den Erlass von 25 Prozent aufgrund guter Leis- 
tungen kann die Darlehensbelastung aber auf unter 20 000 
DM, hier 18 000 DM, reduziert werden. Die hier vorge- 
schlagene Lösung stellt also sicher, dass die leistungsbezo- 
genen Anreize des BAföG in allen Fällen erhalten bleiben. 

Ferner wird die Begrenzung der späteren Darlehensschuld 
für den Studierenden unmittelbar zum Zeitpunkt der Förde- 
rungsbewilligung sichtbar und transparent, ln den jeweili- 
gen Förderungsbescheiden wird die Begrenzung der späte- 
ren Darlehensschuld verdeutlicht; es erfolgt bereits zum 
Zeitpunkt des Bezugs der Förderung eine abschließende 
Festsetzung. Dagegen wird der Erlasstatbestand in der von 
der Bundesregierung vorgesehenen Fassung den Betroffe- 
nen erst nach Erlass des Feststellungs- und Rückzahlungs- 
bescheides durch das Bundesverwaltungsamt nach § 18 
Abs. 5a BAföG bekannt (etwa 4 bis 5 Jahre nach Studien- 


ende). Die Kappung der Darlehensschuld würde erst später 
erfolgen und wäre dann auch erst zu diesem Zeitpunkt für 
den Studierenden sichtbar. Die Beschränkung der Darle- 
hensschuld auf monatlich 400 DM würde somit zu der allge- 
mein angestrebten Transparenz der Ausbildungsförderung 
beitragen. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 12 AföRG 

Es wird folgender Buchstabe c eingefügt: 

ln Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Nummer 3 gilt nicht, wenn der Auszubildende inner- 
halb der Förderungshöchstdauer oder der Förde- 
rungsdauer nach § 15 Abs. 3 Nr. 1, 3 oder 5 zur Ab- 
schlussprüfung zugelassen worden ist und die 
Prüfungsstelle bescheinigt, dass er die Ausbildung 
innerhalb der Abschlusshilfedauer abschließen kann; 
ist eine Abschlussprüfung nicht vorgesehen, gilt 
Halbsatz 1 unter der Voraussetzung, dass der Auszu- 
bildende eine Bestätigung der Ausbildungsstätte dar- 
über vorlegt, dass er die Ausbildung innerhalb der 
Abschlusshilfedauer abschließen kann. “ 

Begründung 

Die Regelung steht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der in Artikel 1 Nr. 9 Buchst, c AföRG vorgesehenen Neure- 
gelung bei der Studienabschlussförderung. § 15 Abs. 3a 
BAföG sowohl in der jetzigen als auch in der künftigen 
Fassung beinhaltet dem Grunde nach eine allgemeine Ver- 
längerung der Förderungshöchstdauer, die an bestimmte 
Bedingungen geknüpft ist. Unabhängig davon ergibt sich 
die Frage, welche Förderungsart hierfür in §17 BAföG 
bestimmt wird. 

Die Neuregelung in § 15 Abs. 3a BAföG, wonach die Zulas- 
sung zur Abschlussprüfung nicht mehr innerhalb der Förde- 
rungshöchstdauer erfolgt sein muss, sondern noch bis zu 
vier Semestern nach deren Ablauf einen Förderungs- 
anspruch begründen kann, hat grundsätzlich studienzeit- 
verlängernde Wirkung. Für Studierende sollte deshalb ein 
Anreiz geschaffen werden, sich innerhalb der Förderungs- 
höchstdauer um eine Zulassung zur Abschlussprüfung zu 
bemühen. Als ,, Belohnung“ sollte in diesem Fall die Förde- 
rung während der einjährigen Studienabschlussförderung 
im unmittelbaren Anschluss an die Förderungshöchstdauer 
als Zuschuss und Staatsdarlehen - anstatt als verzinsliches 
Bankdarlehen - erfolgen. Für eine solche Regelung spre- 
chen dem Grunde nach die gleichen Gesichtspunkte, die in 
der Begründung für die Änderung in Artikel 1 Nr. 12 Buch- 
stabe b AföRG (S. 36/37, Bundestagsdrucksache 14/4731) 
angeführt werden. Danach sollen Studierende, die sich wäh- 
rend der regulären Förderungshöchstdauer der Abschluss- 
prüfung unterziehen und diese erstmals nicht bestehen, 
(wieder) mit Zuschuss und Staatsdarlehen gefördert werden. 

Auch der Beirat für Ausbildungsförderung hat sich für eine 
diesbezügliche Regelung ausgesprochen. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 18 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 

AföRG 

§ 23 Abs. 4 Nr. 1 BAföG wird wie folgt gefasst: 

„1. von der Waisenrente und dem Waisengeld des Aus- 
zubildenden, deren Bedarf sich nach § 12 bemisst. 
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monatlich 340 DM, anderer Auszubildender 295 
DM monatlich nicht angerechnet, “ 

Begründung 

Die Anrechnung von Waisenrenten und Waisengeldern, die 
den Verlust der Unterhaltsleistungen eines oder beider El- 
ternteile ausgleichen soll, auf das Einkommen des Auszubil- 
denden ist häufig Gegenstand von Eingaben und Beschwer- 
den, da die Familien, bei denen sich der Bezug von 
Waisenrenten oder Waisengeldern bedarfsmindernd aus- 
wirkt, in der Regel zu den sozial schwächeren Gruppen ge- 
hören. In vielen Fällen liegt das Einkommen des überleben- 
den Elternteils - trotz Bezug von Witwenrente - unter den 
Freibeträgen. 

Das AföRG bringt auch Verbesserungen hinsichtlich der An- 
rechnung des Elterneinkommens. Im Regelfall werden grö- 
ßere Teile des elterlichen Einkommens anrechnungsfrei ge- 
stellt: von den Eltern wird ein geringerer Unterhaltsbeitrag 
gefordert. Da es sich bei den Waisenbezügen um Unterhalts- 
ersatzleistungen handelt und von dem Elternteil - würde er 
noch leben - ein wesentlich geringerer Unterhaltsbeitrag 
erwartet würde, was zwangläufig höhere Förderungsleis- 
tungen zur Folge hätte, muss auch der Freibetrag, der den 
Verlust dieser Unterhaltsleistungen ausgleichen soll, ent- 
sprechend höher ausfallen. Aus diesem Grund sollten die 
Waisenfreibeträge allgemein überdurchschnittlich und nicht 
nur - wie im Gesetzentwurf vorgesehen - um lediglich rund 
6 % erhöht werden. 

Für den Förderungsbereich des § 12 BAföG (Bedarf für 
Schüler) wird eine Erhöhung von 295 DM (It. Entwurf auf 
340 DM vorgeschlagen; im Übrigen sollte der Waisenfrei- 
betrag von 215 DM (It. Entwurf) auf 295 DM angehoben 
werden. Der Vorschlag beinhaltet darüber hinaus eine Ver- 
einheitlichung der Freibeträge in bestimmten Bereichen der 
Schülerförderung. Die gegenwärtige unterschiedliche Be- 
handlung ist sachlich nicht gerechtfertigt. Beispielweise 
werden einem bei seiner Mutter lebenden Berufsfachschüler 
bei einem vorgesehenen neuen Bedarf von 3 75 DM monat- 
lich 295 DM anrechnungsfrei gestellt. Ist dieser Schüler 
notwendig auswärts untergebracht, steht ihm wegen der in 
diesem Zusammenhang zwangsläufig erwachsenden höhe- 
ren Aufwendungen ein Bedarf von 680 DM (neu) zu. Im 
gleichen Zuge vermindert sich jedoch der Waisenfreibetrag 
auf 215 DM, so dass der durch die auswärtige Unterbrin- 
gung bedingte und gesetzlich anerkannte Mehrbedarf von 
305 DM (680 DM zu 375 DM) durch eine höhere Anrech- 
nung der Waisenbezüge im Umfang von 80 DM auf 225 DM 
geschmälert wird. Hierfür gibt es keinen sachlichen Diffe- 
renzierungsun tersch ied. 

1. Zu Artikel 1 AföRG 

Nach Nr. 22 wird eine neue Nr. 22a eingefügt: 

,, 22a. § 29 Abs. I wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. I wird die Zahl „ 6 000 “ durch die Zahl 
„10 000“ ersetzt, 

b) in Nr. 2 wird die Zahl „2 000“ durch die Zahl 
„ 3 500 “ ersetzt, 

c) in Nr. 3 wird die Zahl „ 2 000 “ durch die Zahl 
„ 3 500 “ ersetzt. “ 


Begründung 

Der Freibetrag vom Vermögen des Auszubildenden wurde 
1977 auf 6 000 DM festgelegt; dieser Betrag erhöht sich für 
den Ehegatten und die Kinder um jeweils 2 000 DM. Seit 
nunmehr 23 Jahren gelten diese Freibeträge unverändert. 
Aus Gründen des Inflationsausgleichs sollen die Freibeträge 
auf 10 000 DM für den Auszubildenden und jeweils 
3 500 DM für den Ehegatten und die Kinder erhöht werden. 
Diese Maßnahme wird zudem zu einer Verwaltungsverein- 
fachung führen, weil in deutlich weniger Förderungsfällen 
eine Prüfung der Vermögensanrechnung erforderlich wäre. 

8 . Zu Artikel 3 AföRG 

a) Zu Nr. 1 

Der Wortlaut von Artikel 3 Nr. 1 wird wie folgt geän- 
dert: 

„ 1. In § 1 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „Aus- 
landszuschlag“ die Wörter „ sofern die Ausbil- 
dung außerhalb eines Mitgliedstaates der Euro- 
päischen Union oder der Schweiz durchgeführt 
wird, “ eingefügt. “ 

b) Zu Nr. 2 Buchstabe a 

In Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe a wird in Satz 1 in 
der tabellarischen Länderübersicht unter dem Titel 

„- in Europa für“ die Rubrik .. Schweiz 270 DM. “ 

gestrichen. 

c) Zu Nr. 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 

Der Wortlaut von Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe aa wird wie folgt geändert: 

„ aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „ Staaten “ 
die Wörter ,,mit Ausnahme der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union und der Schweiz “ 
eingefügt. “ 

Begründung 

Folgeänderungen zu den Nummern 1. bis 3. 
Ausschussdrucksache 14-340: 

Der Ausschuss wolle beschließen, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung wie folgt zu ändern: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe ec 

§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BAföG wird wie folgt gefasst: 

„ 3. eine Ausbildung an einer Ausbildungsstätte in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in der 
Schweiz durchgeführt wird. “ 

Begründung 

Die Regelung, wonach ein Auslandsstudium im EU-Bereich 
erst dann ohne zeitliche Beschränkung gefördert wird, wenn 
vorher eine zumindest einjährige Inlandsausbildung absol- 
viert wurde, ist nicht zwingend geboten und sollte entfallen. 
Zwar kann eine einjährige Orientierungsphase im Einzelfall 
sinnvoll sein; sie wird jedoch häufig dazu führen, dass der 
Auszubildende ein Studienjahr verliert, weil ihm die im In- 
land erbrachten Studienleistungen im Ausland nicht ange- 
rechnet werden. Bei einer Auslandsausbildung in Österreich 
ist der Sinn einer Orientierungsphase überhaupt nicht er- 
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sichtlich. In finanzieller Hinsicht würde durch die einjährige 
Orientierungsphase nichts gewonnen, weil der Besuch der 
Ausbildungsstätte in einem Mitgliedstaat der EU nur mit In- 
landssätzen gefördert werden soll. 

Sowohl der Beirat für Ausbildungsforderung als auch die 
Studienstiftung des Deutschen Volkes befürworten dem 
Grunde nach eine Auslandsförderung auch in den ersten 
beiden Studiensemestern. 

Gleichzeitig soll die Förderung über den Bereich der Euro- 
päischen Union hinaus auch auf Ausbildungen erweitert 
werden, die in der Schweiz durchgeführt werden. Die be- 
ständig ausgebauten vielfältigen Hochschulkooperationen 
deutscher Ausbildungsstätten mit Schweizer Hochschulen 
und die anerkannt hohe Qualität der Ausbildung an Schwei- 
zer Hochschulen machen die geplante Ausweitung sinnvoll. 
Zugleich trägt sie den besonderen finanziellen Anstrengun- 
gen der Schweiz Rechnung, die bereits heute aus dortigen 
öffentlichen Mitteln für deutsche Programmstudenten Teil- 
stipendien zur Verfügung stellt, die der Höhe nach über den 
Teilstipendien der Europäischen Union liegen. 

Aufgrund des vorgesehenen Wegfalls der Auslandszuschläge 
für die Förderung von Ausbildungen, die in der Schweiz 
durchgeführt werden, ist davon auszugehen, dass sich die 
Mehrkosten für die erweiterte Fördermöglichkeit in Gren- 
zen halten werden. 

Mit diesem Antrag wird die lfd. Nr. 1. des I. Änderungsan- 
trages der Fraktion der CDU/CSU vom 17. Januar 2001 auf 
Ausschussdrucksache 14-323 für erledigt erklärt. 

Alle Fraktionen im Ausschuss befürworteten eine Verbesse- 
rung der Ausbildungsförderung und eine Erhöhung der An- 
zahl der Geförderten. 

Für die Fraktion der SPD wird durch das vorliegende Re- 
formgesetz der Bundesregierung vor allem das Prinzip der 
Chancengleichheit wieder zur Leitidee des BAföG gemacht. 
Es wird begrüßt, dass die Freibeträge und Bedarfssätze we- 
sentlich erhöht werden, die Anrechnung des Kindergelds 
nicht mehr stattfmdet und dass die Gesamtbelastung der 
Studierenden durch Darlehen auf maximal 20 TDM be- 
grenzt wird. Der bereits hervorragende Gesetzentwurf der 
Bundesregierung werde durch die Änderungsanträge der 
Koalitionsfraktionen in Ausschussdrucksachen 14-320 neu 
und 14-330 weiter verbessert. Beispielsweise steige durch 
Erhöhung des nachweisabhängigen Wohnzuschlags die 
Vollforderung auf einen Höchstbetrag von 1 140 DM. Die 
Regierungsfraktionen hätten gern die große Strukturreform 
mit einer elternunabhängigen Sockelförderung verwirklicht, 
wenn das dafür erforderliche Geld verfügbar gewesen wäre. 
Zunächst hätte aber die emanzipatorische Zielsetzung durch 
die Bereitstellung eines Sockelbetrags für alle Auszubil- 
dende hinter die Zielsetzung, auf schnellstem Wege Bil- 
dungsreserven zu mobilisieren und soziale Ausgrenzungen 
zu beseitigen, zurücktreten müssen. Zum Antrag der Frak- 
tion der CDU/CSU - Ausschussdrucksache 14-323 - wird 
erklärt, dass eine Ausdehnung der Auslandsförderung auf 
die Schweiz nicht sinnvoll sei, weil dies eine im Vergleich 
zu anderen nicht der EU angehörigen Staaten - insbeson- 
dere zu solchen, die Beitrittskandidaten sind - schwer 
begründbare Ausnahmeregelung wäre, der auch die Bun- 
desländer nicht zustimmen würden. Die von der Bundes- 
regierung vorgeschlagene Deckelung der Darlehensschul- 
den auf 20 TDM sei gerechter als der Vorschlag der CDU/ 


CSU-Fraktion, der auf einen leistungsbezogenen Erlass 
eines Teils der Darlehensschulden abstelle. Die Regelung 
zur Förderung von Waisen sei bereits erheblich verbessert 
worden, weshalb keine Notwendigkeit gesehen wird, darü- 
ber hinaus zu gehen und dem Vorschlag der CDU/CSU oder 
dem Vorschlag von Friedhelm Hartmann in seiner Mail vom 
22. Januar 2001 zu folgen. Auch den neuen Änderungs- 
antrag der Fraktion der CDU/CSU - Ausschussdrucksache 
14-340 - wird die SPD-Fraktion ebenfalls ablehnen. Die 
Forderung sei derzeit obsolet, da die Bundesregierung in 
ihrem Gesetzentwurf und in dem Antrag der Koalitionsfrak- 
tionen ihre Bereitschaft signalisiert habe, nach einer Er- 
probungsphase zu überprüfen, ob sich das zunächst 
2-semestrige Orientierungsstudium in der Bundesrepublik 
Deutschland bewährt habe. Sie bittet, die redaktionellen 
Änderungen, die Änderungsanträge in den Ausschussdruck- 
sachen 14-320 neu und 14-330 sowie den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung anzunehmen. Die Koalitionsfraktio- 
nen würden sowohl die Anträge der Fraktion der CDU/CSU 
als auch den Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P. ableh- 
nen. Der Gesetzentwurf der Fraktion der F.D.P. auf Druck- 
sache 14/2253 sei unseriös. Er solle nur dazu dienen, die 
rot-grüne Bundesregierung vorzuführen. Einer Verwirk- 
lichung des „Drei-Körbe-Modells“ stände das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Familienlastenausgleich 
und die unlösbare Finanzierungsproblematik entgegen. Der 
Versuch, das „Drei-Körbe-Modell“ zu verwirklichen, hätte 
jahrelange Debatten und Auseinandersetzungen mit den 
Bundesländern bedeutet, wovon die Studenten nichts gehabt 
hätten. 

Von Seiten der Fraktion der CDU/CSU wird daraufhinge- 
wiesen, dass die Finanzminister aller Bundesländer bereits 
in der vergangenen Legislaturperiode und bereits vor dem 
Familienurteil des Bundesverfassungsgerichts das „Drei- 
Körbe-Modell“ der Bildungspolitiker der SPD abgelehnt 
hätten. Die Finanzpolitiker der Länder und auch des Bundes 
hätten nie vorgehabt, ein Sockelmodell zu finanzieren. Des- 
halb sei die Forderung eines „Drei-Körbe-Modell“ für das 
BAföG immer unseriös gewesen. Nach der gewonnenen 
Bundestagswahl und der Übernahme der Regierungsverant- 
wortung sei die Bundes-SPD auch zu der Erkenntnis ge- 
langt, dass die Verwirklichung ihrer Forderung aus finanz- 
politischen Gründen nicht zu realisieren sei. Dagegen habe 
die CDU/CSU sowohl in der Regierung als auch jetzt in der 
Opposition stets dieselbe Haltung gegenüber dem „Drei- 
Körbe-Modell“ vertreten. Bei allem Verständnis, jungen Er- 
wachsenen ein eltemunabhängiges Leben zu ermöglichen, 
werde diese Unabhängigkeit auch bei einem Sockelbetrag 
von 500 DM zumeist noch lange nicht erreicht. Die Fraktion 
der CDU/CSU fordert u. a., die Schweiz in den Kreis der 
Länder für eine Auslandsförderung mit einzubeziehen. Wei- 
terhin fordert sie, das Studium in einem EU-Mitgliedsland 
ohne vorausgehendes 2-semestriges Orientierungsstudium 
in Deutschland voll zu fördern. Auch sollte aus sozialen 
Gründen die Förderung von Waisenkindern verbessert wer- 
den. Sie kritisiert die vorgesehene Deckelung der Darle- 
hensschulden, weil dadurch kein Leistungsanreiz bzw. An- 
reiz zu einem schnelleren Studium gegeben werde. Die 
Rückzahlung des Darlehens werde nach dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung ins übernächste Jahrzehnt verlegt, was 
finanzpolitisch unsolide sei. Sie stellt fest, dass durch die 
vorgeschlagene Regelung der Studienabschlussförderung 
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eine Studienzeitverlängerung gefordert werde und dass bei 
der Regelung des BAföG bei einem Schulwechsel von Ge- 
schwisterkindern weiterhin Ungerechtigkeiten auftreten. Es 
wäre erfreulich gewesen, wenn die Koalitionsfraktionen 
dem Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion für die Waisen- und 
für die EU-Regelung gefolgt wären. Dies wäre ein positives 
Signal gewesen. Trotz dieser Kritik wolle die CDU/CSU 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung und den Ände- 
rungsvorschlägen der Koalitionsfraktionen in Ausschuss- 
drucksachen 14-320 neu und 14-330 grundsätzlich zustim- 
men. Im Gesetzentwurf der Koalition fänden sich die 
Eckpunkte der Vorstellung der CDU/CSU über eine Weiter- 
entwicklung des BAföG wieder. Im Interesse der Studieren- 
den strebe die CDU/CSU beim BAföG eine einvernehmli- 
che Lösung an. Allerdings müsse aber auch festgehalten 
werden, dass die Koalitionsfraktionen mit dem vorgelegten 
Gesetzentwurf ihr Wahlversprechen gebrochen hätten. 

Von Seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wird 
darauf hingewiesen, dass einige offene Fragen in Zukunft 
vielleicht noch angefasst werden müssten. Der Diskussions- 
prozess zur Verbesserung des BAföG sei nur in bestimmten 
Teilaspekten abgeschlossen. Es gebe beispielsweise noch 
alte Regelungen, die Inländer beträfen, die auch einmal ein 
Jahr im Ausland studieren wollten. Das Problem sei auf eine 
sehr altmodische Weise geregelt und es gebe sicherlich fort- 
schrittlichere Lösungen. Dieses Problem könnte im Zusam- 
menhang mit dem Thema Migration geregelt werden. Es 
gebe nach ihrer Ansicht noch einen Spielraum bei der Gestal- 
tung des BAföG, bei dem auch das Thema „Schweiz“ noch 
einmal behandelt werden könnte. Die Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN würde in jedem Fall diesen Punkt noch 
einmal aufgreifen. 

Von Seiten der Fraktion der F.D.P. wird eine allgemeine Pri- 
oritätensetzung für die Bildungspolitik gefordert, die sich 
auch in den Staatsausgaben widerspiegeln müsse. Es wird 
darauf verwiesen, dass der von der F.D.P. in ihrem Gesetz- 
entwurf vorgeschlagene Systemwechsel beim BAföG mit 
einem elternunabhängigen Sockelbetrag für alle Studieren- 
den auch im Vertrag der Koalitionsfraktionen stände. Diese 
Vereinbarung der Koalition werde jedoch durch den Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung nicht verwirklicht. Der Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung sei eigentlich nur die 21. 
Novelle des BAföG, aber keine wirkliche Reform. In die- 
sem Gesetzentwurf seien zugegebenermaßen Fehler und 
Versäumnisse der früheren Bundesregierung repariert wor- 
den, was die F.D.P. ausdrücklich begrüßt. Die Koalition 
habe aber ihr selbst gesetztes Ziel verfehlt. Die Sachverstän- 
digenanhörung im Ausschuss zu den verschiedenen Anträ- 
gen der Koalition und zum Gesetzentwurf der Fraktion der 
F.D.P. am 3. April 2000 hätte ergeben, dass der Vorschlag 
der F.D.P. mit der Zusammenführung aller bisher an die 
Auszubildenden bzw. deren Unterhaltsverpflichteten direkt 
oder indirekt gewährten staatlichen Leistungen in einer ein- 
heitlichen eltemunabhängigen Grundförderung verfas- 
sungs- und steuerrechtlich durchführbar sei. Wenn von den 
die Bundesregierung tragenden Parteien wirklich eine Bil- 
dungsreform gewollt wäre, dann hätte diese auch politisch 
durchgeführt und finanziert werden können. Die Fraktion 
der F.D.P. halte die vorgelegten Änderungsanträge und den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung nicht für zustimmungs- 
fähig. Sie werde sich deshalb bei allen Vorlagen der Stimme 
enthalten. 


Von Seiten der Fraktion der PDS wird bedauert, dass die 
Bundesregierung keine echte Strukturreform beim BAföG 
durchführen wolle. Die PDS hätte einen Systemwechsel mit 
der Einführung einer elternunabhängigen Förderung durch 
einen Sockelbetrag für alle Auszubildenden sehr begrüßt. 
Nach einem jahrzehntelangen Kaputtreparieren des BAföG 
stelle der Gesetzentwurf im Ansatz zwar eine begrüßens- 
werte Tendenzumkehr dar. Er bleibe aber hinter den Erwar- 
tungen der bildungspolitischen Öffentlichkeit und des finan- 
ziellen Leistungsvermögens des Staates weit zurück. Mit 
den Zinserspamissen aus dem UMTS-Erlös hätte die echte 
BAföG-Reform finanziert werden können. Der Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung sei kein Reformgesetz, sondern 
eine weitere Novelle des alten BAföG. Die PDS habe auf ei- 
nen eigenen Änderungsantrag verzichtet, weil sie den von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf für unzu- 
reichend halte. Sie werde in die abschließende Beratung im 
Plenum einen Entschließungsantrag einbringen, mit dem sie 
ihre Position zum BAföG verdeutlichen wolle. Trotz aller 
Kritik am Regierungsentwurf werde die PDS ihm zustim- 
men, da eine - wenn auch unzureichende - Verbesserung 
der sozialen Lage der Studenten einer Beibehaltung des Sta- 
tus quo in jedem Fall vorzuziehen sei. Bei aller Freude über 
den reformerischen Ansatz des F.D.P.-Gesetzentwurfs ent- 
halte dieser auch wesentliche Verschlechterungen. Die Dif- 
ferenzierung in einen zweiten ausschließlich zuschussba- 
sierten und einen dritten ausschließlich darlehensbasierten 
Korb führe dazu, dass Studierende mit einem hohen Förde- 
rungsbedarf gegenüber Studierenden mit einem geringeren 
Förderungsbedarf benachteiligt würden. Kinder aus finanzi- 
ell schwachen Elternhäusern müssten danach höhere Darle- 
hen aufnehmen. Zu kritisieren sei auch die Begrenzung des 
Bezugs eines Bildungsgelds auf das 27. Lebensjahr. Da- 
durch werde der Kreis der Förderberechtigten weiter einge- 
schränkt. Da die Verschlechterungen im F.D.P.-Entwurf ge- 
wichtiger seien als die Verbesserungen, könne die PDS 
diesem Gesetzentwurf nicht zustimmen. 

Von Seiten der Bundesregierung wird argumentiert, dass 
das Familienurteil des Bundesverfassungsgerichts die Bun- 
desregierung vor eine Reihe von Grundsatzfragen gestellt 
habe, die in der letzten Legislaturperiode noch keine Rolle 
gespielt hätten. Der finanzielle Aufwand für eine Sockel- 
konstruktion der BAföG-Förderung müsse von der Bundes- 
regierung im haushaltspolitischen Gesamtzusammenhang 
gewertet werden und mit der angestrebten Haushaltskonso- 
lidierung vereinbar sein. Die jetzt beabsichtigte Erhöhung 
der BAföG-Ausgaben von 2,6 Mrd. DM auf 3,5 Mrd. DM 
sei in diesem Bereich der größte Sprung nach vom seit den 
80er Jahren. Auch die weiteren wesentlichen Verbesseran- 
gen der bestehenden BAföG-Stmktur rechtfertigen es, den 
vorliegenden Gesetzentwurf als Reformgesetz zu bezeich- 
nen. Die Darlehensdeckelung gebe den Studierenden bereits 
zu Beginn ihres Studiums Gewissheit, wie hoch ihre maxi- 
male Schuldenlast am Ende des Studiums sein könnte. Dies 
sei wichtig für Studierende, die auf eine Vollfördemng an- 
gewiesen seien. Bei der Abwägung zwischen Leistungsan- 
reizen während des Studiums und der Erleichterang einer 
Studienaufnahme habe sich die Bundesregierang für das 
Letztere entschieden. Doch enthalte das Gesetz nach wie 
vor auch Leistungsanreize. Bezüglich der künftig bis zum 
Studienabschluss förderbaren Studien im Ausland hätten 
sich Bund und Länder zunächst auf die EU-Länder geeinigt. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-37- 


Drucksache 14/5276 


Bevor über eine Ausweitung dieses Länderkreises nachge- 
dacht werden könne, sollten zunächst Erfahrungen gesam- 
melt werden und auch abgewartet werden, ob nicht evtl, die 
europäische Rechtsprechung die attraktive deutsche 
BAföG-Förderung zu einer unberechenbaren Größe im 
Bundeshaushalt macht. Obwohl den Eltern mit Kindern, die 
durch BAföG gefördert werden, keine zusätzlichen Freibe- 
träge mehr zuständen, sollten die durch BAföG geförderten 
Waisen weiterhin den entsprechenden Freibetrag behalten, 
um die nichtfiskalischen Vergünstigungen, die Kinder durch 
ihre Eltern erhalten, auszugleichen. Im Gesetzentwurf der 
Bundesregierung werde dieser Freibetrag gegenüber der 
bisherigen Regelung um 6 % erhöht. Bei allem Streit um die 


Gestaltung des BAföG gebe es eine gemeinsame Verant- 
wortung aller Bildungspolitiker, die Studierenden zu ermu- 
tigen, BAföG in Zukunft wieder stärker zu nutzen. 

Der Ausschuss hat die Änderungsanträge der Koalitions- 
fraktionen - Ausschussdrucksachen 14-320 neu und 14-330 
- und die zuvor genannten redaktionellen Änderungsvor- 
schläge mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS bei Enthaltung der 
Stimmen der Fraktion der F.D.P. einstimmig angenommen. 

Beim Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU - Aus- 
schussdrucksache 14-323 - erfolgte eine Einzelabstimmung 
der Vorschläge: 


Ausschussdrucksache 

14-323 

SPD und B90/DG 

CDU/CSU 

F.D.P. 

PDS 

Ergebnis 

Ziffer 1 


wurde 

zurückgezogen 




Ziffer 2 

- 

+ 

O 

- 

Ablehnung 

Ziffer 3 

- 

+ 

O 

- 

Ablehnung 

Ziffer 4 

- 

+ 

o 

- 

Ablehnung 

Ziffer 5 

- 

+ 

o 

- 

Ablehnung 

Ziffer 6 

- 

+ 

o 

+ 

Ablehnung 

Ziffer 7 


wurde für 
erledigt erklärt 




Ziffer 8 

- 

+ 

o 

o 

Ablehnung 


Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU - Aus- 
schussdrucksache 14-340 - wurde mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktion der CDU/CSU bei Enthaltung der 
Stimmen der Fraktionen der F.D.P. und PDS abgelehnt. 

Der Ausschuss beschloss zum Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung - Drucksache 14/4731 - in der durch die Ände- 
rungsanträge der Koalitionsfraktionen - Ausschussdrucksa- 
chen 14-320 neu und 14-330 - sowie in der durch die oben 
genannten redaktionellen Änderungsvorschläge geänderten 
Fassung mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS bei Enthaltung der 
Fraktion der F.D.P einstimmig, die Annahme zu empfehlen. 

Der Ausschuss beschloss zum Gesetzentwurf der Fraktion 
der F.D.P. - Drucksache 14/2253 - mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und PDS gegen die Stimmen der antragstehenden Fraktion 
der F.D.P., die Ablehnung zu empfehlen. 

B. Besonderer Teil 

Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird - soweit 
sie im Verlauf der Ausschussberatungen nicht geändert oder 
ergänzt wurden - auf den Gesetzentwurf auf Drucksache 
14/4731 verwiesen. Hinsichtlich der vom Ausschuss für 
Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung geän- 
derten oder neu eingefügten Vorschriften ist Folgendes zu 
bemerken: 


Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a 

(§ 7 Abs. la Nr. 1 BAföG 2001) 

Diese Änderung beruht auf der Stellungnahme des Bundes- 
rates zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a (§ 7 Abs. la Satz 1 
Nr. 1 BAföG) des Gesetzentwurfs und der insoweit zustim- 
menden Gegenäußerung der Bundesregierung. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe c 

(§ 8 Abs. 1 Nr. 6 BAföG 2001) 

Mit der klarstellenden Einfügung der neuen Nummer 6 in 
den § 8 Abs. 1 wird die im BAföG-Vohzug bereits seit 1995 
beachtete Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 27. September 1995 - 11 C 1/95 - nun auch durch Än- 
derung des Gesetzeswortlauts nachvollzogen. Das BAföG 
folgt insoweit dem Dritten Buch des Sozialgesetzbuches 
(SGB 111), das für den Bereich der Berufsausbildung eine 
entsprechende Regelung in § 63 Abs. 1 Nr. 6 bereits enthält. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe d und e 

(§ 8 Abs. 1 Nr. 7 bis 9 BAföG 2001) 

Redaktionelle Folgeänderungen zu der Änderung in Artikel 
1 Nr. 3 Buchstabe c. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d (§ 11 BAföG 2001) 

Durch die vorgeschlagene Neufassung des § 11 Abs. 4 
BAföG fallen die bisherigen letzten beiden Sätze dieses Ab- 
satzes ersatzlos weg. Hiermit wird das Aufteilungsverfahren 
bei der Einkommensanrechnung bei mehreren Förderungs- 
berechtigten vereinfacht. Künftig soll eine Anrechnung des 
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vorhandenen Einkommens bei mehreren Auszubildenden 
generell zu gleichen Teilen erfolgen. Verbleibt danach bei 
der anteiligen Anrechnung des Einkommens auf den Be- 
darfssatz eines Auszubildenden noch ein Rest an anrechen- 
barem Einkommen, so bleibt dieser endgültig ohne Anrech- 
nung und braucht künftig nicht mehr in einem zweiten oder 
weiteren Berechnungsschritt dem auf den anderen Bedarfs- 
satz anzurechnenden Einkommen hinzugerechnet zu wer- 
den. Begünstigt werden dadurch nur die Fälle, in denen das 
Einkommen auf stark unterschiedliche Bedarfssätze anzu- 
rechnen ist, da der niedrige Bedarfssatz nicht mehr zu einem 
erhöhten anrechenbaren Einkommen bei der zweiten Be- 
darfssatzrechnung führt. Die Förderung eines Auszubilden- 
den kann nicht mehr sinken, nur weil sein Geschwisterkind 
die Ausbildungsstätte wechselt und dadurch statt eines ho- 
hen Freibetrags einen niedrigen Bedarfssatz erhält. Die Ver- 
besserungen für die zahlenmäßig kleine Gruppe, in der 
diese besondere Fallkonstellation auftritt, führen zu keiner 
Veränderung der als Folge des Gesetzentwurfs insgesamt 
geschätzten Mehrausgaben. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 12 Abs. 3 BAföG 2001) 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird der neu im Gesetz 
eingeführte nachweisabhängige Wohnzuschlag für Schüler 
und Studierende, der die bisherige Regelung in der Härte- 
verordnung ersetzt, einheitlich von 90 DM um weitere 35 
DM auf 125 DM angehoben. Der Höchstbedarfssatz für ei- 
nen auswärts untergebrachten Studierenden steigt damit von 
1 105 DM auf 1 140 DM; der Gesamtbetrag, der Studieren- 
den zur Deckung ihres Wohnbedarfs geleistet werden kann, 
beträgt dann 385 DM. 

Die Nachweisabhängigkeit stellt sicher, dass nur tatsächlich 
höhere Miet- und Nebenkosten berücksichtigt werden; nicht 
jeder auswärts untergebrachte BAfoG-Empfänger kann per 
se in den Genuss der höheren Bedarfssätze gelangen. Stu- 
dierende mit geringeren Mietkosten sind also durch diese 
Änderung nicht betroffen. 

Anlass für diese Änderung geben die Prognosen über die 
weitere Entwicklung bei den Wohnraummieten, für die im 
Jahr 2001 bei zwar insgesamt moderaten Steigerungen von 
spürbar stärkeren Steigerungsraten der Netto- und Brutto- 
kaltmieten in den Ballungsräumen in Westdeutschland vor 
allem auch bei den Neuvertragsmieten auszugehen ist. Zu- 
sätzlich sind wegen der Energiepreisentwicklung weitere 
Steigerungen der Bruttowarmmieten möglich. Gerade der 
Zuwachs in den Ballungsräumen trifft Studienanfänger und 
auswärts untergebrachte Schüler im ersten Schuljahr sowie 
den Ausbildungsort wechselnde Auszubildende (hier vor al- 
lem Studierende, die sich für ein Studium an einem attrakti- 
ven Studienstandort entscheiden) besonders hart. Diese 
Gruppen müssen mit steigenden Mieten bei ihren Neuver- 
trägen rechnen. Die Erhöhung des nachweisabhängigen 
Wohnzuschlags setzt genau hier an, da das BAföG Schüler 
und Studierende unabhängig von der Wahl des Wohn- und 
Ausbildungsorts fördern soll und daher auch die Miethöhe 
nicht faktisch eine bestimmte Studienortentscheidung anti- 
zipieren darf. BAföG-Empfänger werden mit der Erhöhung 
des nachweisabhängigen Wohnzuschlags genauso wie Kin- 


der aus höheren Einkommensbereichen finanziell in die 
Lage versetzt, ihre Standortwahl unabhängig von den Miet- 
kosten zu treffen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe d 

(§ 13 Abs. 3 BAföG 2001) 

Vergleiche zunächst die Begründung zu Artikel 1 Nr. 5. 

Die Aufnahme des Satzes 2 im neu gefassten § 13 Abs. 3 
beruht auf der Stellungnahme des Bundesrates zu Artikel 1 
Nr. 6 (§ 13 Abs. 3 BAföG) des Gesetzentwurfs und greift 
die Formulierung aus der insoweit zustimmenden Gegen- 
äußerung der Bundesregierung auf 

Zu Artikel 1 Nr. 18 Buchstabe b (§ 23 BAföG 2001) 

Redaktionelle Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 1 8 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe cc. 

Zu Artikel 1 Nr. 22a (§ 29 BAföG 2001) 

Diese Änderung beruht auf der Stellungnahme des Bundes- 
rates zu § 29 BaföG und der insoweit zustimmenden Gegen- 
äußerung der Bundesregierung. 

Zu Artikel 1 Nr. 25a und 25b 

(§§40 und 45 BAföG 2001) 

Diese Änderung beruht auf der Stellungnahme des Bundes- 
rates zu § 45 BAföG und greift die Formulierung aus der in- 
soweit zustimmenden Gegenäußerung der Bundesregie- 
rung auf, die auch eine Änderung von § 40 BAföG beinhal- 
tet. 

Zu Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe c und Nr. 2 Buchstabe c 

(§§ 12 und 13 BAföG 2002) 

Folgeänderung zur Anhebung des nachweisabhängigen 
Wohnzuschlags (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 5) auch 
hinsichtlich des auf Euro umgestellten Betrages. 

Zu Artikel 2 Nr. 6 (§ 18a BAföG 2002) 

Rein redaktionelle Korrektur. 

Zu Artikel 2 Nr. 12 (§ 29 BAföG 2002) 

Mit dieser Folgeänderung wird die vom Bundesrat mit zu- 
stimmender Gegenäußerung der Bundesregierung vorge- 
schlagene Anhebung der Vermögensfreibeträge in § 29 
BAföG (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 22a) auch bei der 
Umstellung auf Euro berücksichtigt. 

Zu Artikel 2 Nr. 13 (§ 51 BAföG 2002) 

Rein redaktionelle Korrektur. 

Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 2 BAföG-AuslandszuschlagsV) 

Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe d (§ 13 Abs. 3 
BAföG) entsprechend der Stellungnahme des Bundesrates 
mit zustimmender Gegenäußerung der Bundesregierung. 
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Zu Artikel 9 Nr. 4 (§ 71 SGB 111 2001) 

Zu Buchstabe a (§ 71 Abs. 2 SGB 111) 

Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d. Die Verein- 
fachung des Aufteilungsverfahrens bei der Einkommensan- 
rechnung bei mehreren Förderungsberechtigten, die in § 11 
Abs. 4 BAföG erfolgt, wird auf das Arbeitsförderungsrecht 
erstreckt. 

Zu Buchstabe b (§ 71 Abs. 4 SGB 111) 

Künftig wird bei Teilnehmern an berufsvorbereitenden Bil- 
dungsmaßnahmen generell von einer Anrechnung von Ein- 
kommen abgesehen. Nach einer Erhebung der Bundesan- 
stalt für Arbeit, die vom 1. Mai bis 30. September 2000 
durchgefiihrt wurde, liegt der Anteil der Fälle, in denen kein 
Einkommen der Eltern angerechnet wird, bei 56 %. Dieser 
Anteil würde sich - ohne die vorgesehene Änderung - auf 
schätzungsweise 80 % erhöhen, da Kindergeld künftig nicht 
mehr als Eltemeinkommen angerechnet wird. Dadurch wird 
in der Mehrzahl der Fälle eine Verkürzung der überdurch- 
schnittlich langen Bearbeitungszeit erreicht. 

Über die Verweisung in § 104 Abs. 2 wird auch bei der Teil- 
nahme Behinderter an berufsvorbereitenden Bildungsmaß- 
nahmen und Grundausbildung von der Anrechnung von 
Einkommen abgesehen. 

Zu Artikel 9 Nr. 5 (§ 72 SGB 111 2001) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2a neu) 

Zur Erleichterung der Verwaltungspraxis wird der Rückgriff 
der Bundesanstalt für Arbeit bei übergeleiteten Unterhalts- 
ansprüchen gegen die Eltern des Auszubildenden gemäß der 
Regelung in § 37 Abs. 4 BAföG erleichtert. Bislang ist eine 
Inanspruchnahme für die Vergangenheit erst möglich, wenn 
die Eltern gemäß § 1613 BGB in Verzug gesetzt worden 
sind oder der Unterhaltsanspruch rechtshängig geworden 
ist. Für die Vergangenheit können die Eltern des Auszubil- 
denden - wie im BAföG - künftig bereits von dem Zeit- 
punkt in Anspruch genommen werden, in dem die Voraus- 
setzungen des bürgerlichen Rechts Vorgelegen haben oder 
sie bei dem Antrag auf Berufsausbildungsbeihilfe mitge- 
wirkt oder von ihm Kenntnis erhalten haben und darüber 
belehrt worden sind, unter welchen Voraussetzungen das 
SGB 111 eine Inanspruchnahme der Eltern ermöglicht. 

Zu Buchstabe a (Absatz 3) 

Folgeänderung bei der Vorausleistung zum generellen Ver- 
zicht auf die Anrechnung von Kindergeld (Artikel 1 Nr. 23 
Buchstabe c). Die Regelung über die Vorausleistung in § 36 
BAföG wird neu gefasst, weil die Auszubildenden im Vor- 
ausleistungsverfahren nicht mehr darauf verwiesen werden 
können, sich das Kindergeld unmittelbar auszahlen zu las- 
sen und ihnen insoweit Ausbildungsforderung zu verwei- 
gern. ln § 72 SGB 111 wird dies für die BAB nachvollzogen. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zur Einfügung des neuen Absatzes 2a. 


Zu Artikel 9 Nr. 7 (§ 76a SGB III - neu 2001) 

Sicherstellung eines einheitlichen Inkrafttretens der Ände- 
rungen im Arbeitsforderungsrecht zum Beginn des neuen 
Ausbildungsjahres am 1. August 2001. Damit wird vermie- 
den, dass die Arbeitsämter bei Neubewilligungen aufgrund 
der Verweisung bereits am 1 . April 200 1 nur einen Teil der 
BAfoG-Reform, nämlich die neuen Freibeträge, anwenden. 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Übergangsrege- 
lung, die der Übergangsregelung im BAföG (Artikel 1 Nr. 
31) entspricht, würde dazu führen, dass die Arbeitsämter in 
allen Neufallen zwischen April und Ende Juli 2001 (rd. 
20 000) manuell eine Vergleichsberechnung anstellen müss- 
ten. Dieser Aufwand ist nicht zeitnah zu bewältigen. 

Aufgrund der strukturellen Änderungen bei den Freibeträ- 
gen im BAföG, auf die in § 7 1 Abs. 2 SGB III verwiesen 
wird, kann es nur bei höheren Einkommen wegen der Auf- 
hebung der gesonderten Vorschriften zu den Freibeträgen 
für Kinder und Ehegatten in Ausbildung (§ 25 Abs. 3 Nr. 1 
und 2 BAföG) sowie des Wegfalls der zusätzlichen beson- 
deren Freibeträge für Kinder in Ausbildung (§ 25 Abs. 4 Nr. 
2 BAföG) zu Verschlechterungen kommen, weil höheres 
Einkommen dadurch tendenziell zu höherer Anrechnung 
und damit geringerer Förderung führt (vgl. Begründung All- 
gemeiner Teil II Nr. 1 Buchstabe a). Daher soll unter Ab- 
wägung der Interessen eines Teils der Geförderten an der 
Vermeidung von geringerer Förderung und dem Interesse, 
die Leistungen für alle zeitnah zu erbringen, in noch nicht 
abgeschlossenen Neufällen das alte Recht weiterhin gelten. 

Zu Artikel 9 Nr. 10 (§ 106 SGB III 2001) 

Zu Buchstabe a 

Anpassung aufgrund von Änderungen im Achten Buch 
Sozialgesetzbuch. 

Die Begriffe Erziehungshilfe und Fürsorgeerziehung sind 
dort ersetzt worden. 

Zu Buchstabe b 

Die Verweisung in § 106 Abs. 3 war im Entwurf versehent- 
lich gestrichen worden. 

Zu Artikel 9 Nr. 12 (§ 108 SGB 111 2001) 

Folgeänderung zu Nummer 1. Infolge Nichtanrechnung von 
Einkommen entfällt auch der Freibetrag. 

Zu Artikel 10 Nr. 2 und 11 (§§ 65 und 112 SGB III 

2002) 

Anpassung an den im Arbeitsförderungsrecht an verschie- 
denen Stellen gewährten einheitlichen Höchstbetrag der 
Kinderbetreuungskosten in Härtefallen, der in den Aus- 
schussberatungen des 4. Euro-Einfuhrungsgesetzes geän- 
dert wurde. 

Zu Artikel 10 Nr. 9 (§ 108 Nr. 1 SGB III 2002) 

Folgeänderung zu Artikel 9 Nr. 5 sowie redaktionelle Be- 
richtigung. 



Drucksache 14/5276 


-40- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Zu Artikel 14 Abs. 6 (Inkrafttreten AföRG) lung der in der Anlage zu § 6 der Darlehensverordnung 

genannten Beträge auf Euro zeitgleich mit der Umstellung 
Mit dieser Korrektur der Inkrafttretens-Regelung wird der sonstigen im BAföG genannten Beträge erfolgt, 
sichergestellt, dass die in Artikel 4 Nr. 6 geregelte Umstel- 
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